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1. Einleitung 
 

„Sicherheit und Frieden in Europa gibt es dauerhaft nur mit Russland, nicht gegen 

Russland.“ 

 (ehemaliger Außenminister  Guido Westerwelle, 2013) 

 

Nachdem der ehemalige Präsident der Ukraine Viktor Janukowitsch überraschend die 

Vorbereitungen für die Verhandlungen über ein Assoziierungsabkommen mit der EU 

abbrach, hatte dies eine Welle des Protestes in der Ukraine zu Folge die einen Umsturz der 

Regierung mit sich brachte (vgl. Fraczek/Ignatzi: 2014). Dies bedeutete jedoch nicht das Ende 

der Proteste sondern vielmehr war es erst der Anfang eines gewaltvollen Konfliktes, der zu 

einem, von Russland unterstützen, Referendum auf der Krim führte. Daraus resultierte eine 

Abspaltung dieser von der Ukraine und eine Aufnahme in die russische Föderation. 

Der Krim kommt eine besondere Bedeutung für Russland zu, da der Hafen der Stadt 

Sewastopol der Hauptstützpunkt der russischen Schwarzmeerflotte ist. Diese Stationierung 

war seit dem Zusammenbruch der Sowjetunion vertraglich mit der Ukraine geregelt und 

Russland bezahlte eine jährliche Miete für die Stationierung ihrer Flotte. 

 

Die zwei Parteien des Konfliktes entstammen beide der ukrainischen Bevölkerung. Auf der 

einen Seite stehen die pro-westlichen Ukrainer, auf der anderen Seite der pro-russische Teil 

der Bevölkerung. Ein besseres Verständnis für die Zusammensetzung der zwei Parteien ergibt 

sich aus der demographischen Struktur der Ukraine. 78% der Bevölkerung gaben an Ukrainer 

zu sein, wo hingegen 17% auf die Frage der ethnischen Zugehörigkeit antworteten, dass sie 

sich als Russen sehen (vgl. Simon: 2007, S.7). Der russischsprachige Teil der Bevölkerung 

lebt größtenteils im Osten und im Süden der Ukraine, am stärksten russisch geprägt ist die 

Stadt Sewastopol auf der Krim, mit einem russischen Anteil von 72% (zu 22% Ukrainer) 

(ebd.). 

Die pro-russische Partei erhielt im Verlauf des Konfliktes militärische Unterstützung von 

Russland. 

Obwohl ein Sprachengesetz aus dem Jahr 1989 ukrainisch als die einzige Staatssprache 

festlegt hat, haben einige Gebiete und Städte im Osten und Süden russisch als zweite 

Staatssprache eingeführt (Bsp. die Gebiete Donezk, Luhansk) (ebd.). Die sprachlichen 

Unterschiede haben, in den vergangenen Jahren, politischen Konflikten immer wieder 

Potenzial geboten. 
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Als Reaktion auf das Referendum wurde in einer Vollversammlung der UN eine nicht-

bindende Resolution verabschiedet, in der 100 Staaten das Referendum nicht anerkennen und 

einen Bruch des Völkerrechts im Vorgehen Russlands sehen. Deutschland ist einer der 

Befürworter. (vgl. UN 2014) 

Derweil nahmen die Kämpfe im Osten der Ukraine jedoch nicht ab, sondern setzten sich in 

den östlichen Gebieten Donezk und Luhansk fort, wobei Deutschland, sowie die gesamte EU, 

sich eindeutig gegen das Vorgehen Russlands aussprachen und ihren Worten Taten folgen 

ließen. Die jährlich stattfindenden Regierungskonsultationen zwischen den Regierungschefs 

der Staaten, wie auch der Petersburger Dialog, beides Plattformen, die den Austausch 

zwischen Russland und Deutschland stärken sollen und somit zu einer Intensivierung der 

Beziehungen führen sollen, wurden von der Bundesregierung abgesagt (vgl. Zeit online: 

2014). Im Rahmen der EU hat sich Deutschland für die Aufnahme einer Reihe von 

Sanktionen gegen Russland ausgesprochen (diplomatische und wirtschaftliche Sanktionen), 

die bis heute andauern (vgl. europa.eu 2014). 

Der Konflikt ist bis heute ungelöst und die Beziehungen zwischen den beiden Staaten 

sichtlich angespannt. Für eine baldige Lösung des Konfliktes gibt es also bisher keine 

Anzeichen, die fast täglichen neuen Meldungen über weitere gewalttätige Übergriffe im Osten 

der Ukraine sprechen momentan für einen andauernden Bürgerkrieg, bei dem alle 

diplomatischen Bemühungen, für eine Schlichtung, bisher erfolglos geblieben sind. 

 

2. Forschungsinteresse und Forschungsfrage  
 

Die Wiedervereinigung Deutschlands liegt in diesem Jahr 25 Jahre zurück, seit dem waren die 

Beziehungen der beiden Länder nie wieder so angespannt wie heute, im Zuge des Ukraine-

Konfliktes. 15 Jahre sind seit dem letzten Krieg auf europäischem Boden vergangen und 

daher ist es nicht verwunderlich, dass der Ukraine-Konflikt vor den „Türen“ der EU für 

Besorgnis in der deutschen Bevölkerung sorgt und die Positionen der Bundesregierung 

durchaus kontrovers gesehen werden. Eine wissenschaftliche Analyse der deutschen 

Russlandpolitik, halte ich daher für sinnvoll, um mir und dem Leser ein Verständnis dafür 

vermitteln zu können, was die deutsche Russlandpolitik anleitet. 
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Somit komme ich zu folgender Fragestellung: 

 

Welche Überzeugungen in Bezug auf das russische Vorgehen in der Ukraine und welche 

weiteren, allgemeinen Überzeugungen deutscher Russlandpolitik, lassen sich, seit dem 

Referendum auf der Krim, rekonstruieren? 

 

Zu dieser Zweiteilung in der Fragestellung komme ich aufgrund der Überzeugung, dass die 

deutsche Russlandpolitik mehr umfasst, als den aktuellen Fall des Ukraine-Konfliktes. Auch 

wenn ich davon ausgehe, dass in dem Datenmaterial aufgrund der Aktualität immer wieder 

auf diesen Bezug genommen wird, so halte ich es für unabdingbar auch Überzeugungen 

deutscher Russlandpolitik zu rekonstruieren, die nicht im Zusammenhang mit dem Konflikt 

stehen. Hinter diesem Vorgehen verbirgt sich auch die Hoffnung, mit Hilfe eines Vergleichs 

der unterschiedlichen Überzeugungen, ein besseres Verständnis für die aktuelle, spezielle 

Russlandpolitik mit dem Hintergrund des Konfliktes zu erhalten. 

Mein Verständnis von Überzeugungen und wie sich diese rekonstruieren lassen, werde ich an 

späterer Stelle in Kapitel 4 und 5 genauer explizieren. 

 

 

2.1 Forschungsinteresse 
 

Das Vorgehen der Regierung, sowie die Darstellung des Konfliktes in den Massenmedien, 

gaben in Deutschland Anlass für Kritik. Eine weitverbreitete Annahme lautet, die 

Massenmedien „seien gegenüber Russland voreingenommen, russlandfeindlich [und] 

russophob“ (Burkhardt 2014). In einer Analyse deutscher Polittalkshows der Bundeszentrale 

für politische Bildung konnte diese These nicht bestätigt werden, aber es verdeutlicht, welche 

gesellschaftliche Relevanz das Thema aktuell darstellt. 

 

„Die erste Frage ist eindeutig mit Nein zu beantworten, obwohl die Titel der Sendungen auf 

den ersten Blick anderes vermuten lassen. Gemessen an den Politikpräferenzen, die die Gäste 

der Polittalkshows äußerten, ließ sich feststellen, dass die Entspannungspolitiker gegenüber 

den Eindämmungspolitikern in der Mehrzahl sind.“ (ebd.) 

 

Nicht nur in der Frage der Medialen Darstellung des Konfliktes gehen die Meinungen in 

Deutschland auseinander, sondern auch in der Beurteilung des Vorgehens Russlands. Auf der 
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einen Seite findet sich hier die Ansicht, die unter anderem auch von der Bundesregierung 

geteilt wird, dass das Einmischen Russlands einen Bruch des Völkerrechts darstellt. 

  

„Wir verurteilen ferner mit Nachdruck den illegalen Versuch Russlands, die Krim unter 

Missachtung des Völkerrechts und spezifischer internationaler Verpflichtungen zu 

annektieren.“ (Presse- und Inforationsamt: 2014) 

 

Das angeführte Zitat verdeutlicht auch, dass die Bundesregierung von einer Annexion der 

Krim durch Russland ausgeht. Eine Annexion ist in den Politikwissenschaften definiert als 

eine „gewaltsame, völkerrechtswidrige Aneignung eines Gebietes, das zuvor einem anderen 

Staat gehörte“ (Schubert/Klein 2007: 19).  Dieser, nicht zuletzt auch durch die Medien 

verbreitete Terminologie, stehen jedoch auch kritischere Stimmen gegenüber. So stellt der 

Professor für Strafrecht und Rechtsphilosophie an der Universität Hamburg fest, dass es sich 

bei den Vorgängen auf der Krim um keine Annexion handelt. 

 

„Eine klare Form von Annektion ist das nicht gewesen. Es ist allerdings auch keine 

eindeutige, um nicht zu sagen saubere Form einer anderen Modalität des Sich absonderns, 

Sich abspaltens von einem Mutterstaat gewesen, nämlich keine klare, deutliche Form von 

Sezession. Es ist aber, um die Frage noch einmal ganz pointiert und deutlich zu beantworten, 

keine Annektion gewesen.“ (Siebert 2014) 

 

Diese Ansicht teilt auch Wladimir Putin, der sehr konträre Ansichten zu denen der 

Bundesregierung, über die Wurzeln des Konfliktes in der Ukraine hat und in Russlands 

Vorgehen keinen Bruch des Völkerrechts sieht (Kreß/Tams: 2014). Aus russischer Sicht war 

der vorangegangene Machtwechsel in der Ukraine verfassungswidrig, er wird als 

faschistischer Putsch verstanden (vgl. ebd.).  Die militärische Unterstützung auf der Krim galt 

also dem Schutz der russischen Bürger, da diese sonst „zum Ziel eines [...] Existenz 

bedrohenden bewaffneten Angriffs durch den Mutterstaat geworden“ wären (ebd.). Weiter 

vergleicht Putin das Referendum auf der Krim mit den Unabhängigkeitsbestrebungen im 

Kosovo aus dem Jahr 2008. 109 UN-Mitgliedsstaaten, darunter auch Deutschland, erkennen 

die Unabhängigkeit des Kosovo heute an (vgl. FAZ 2014, Kreß/Tams: 2014). Putin hebt 

hervor, dass im Kosovo ein Parlamentsbeschluss für die Unabhängigkeit für ausreichend 

empfunden wurde, auf der Krim hingegen sogar ein Referendum durchgeführt wurde. Die 
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Bundesregierung spricht diesem, aufgrund der Präsenz des russischen Militärs, seine 

demokratische Legitimation ab. 

Wie eine Studie der Länder-Analysen zeigt, wird das Vorgehen Russlands von einer Mehrheit 

der russischen Bevölkerung mit der Begründung befürwortet, dass Russland das Recht hat, 

die russische Bevölkerung zu schützen (vgl. Ukraine-Analysen 2014: 29f).  

Doch auch in Deutschland gibt es kritische Stimmen gegen die Haltung der Bundesregierung. 

So formulierten 60 Prominente Deutschlands einen offenen Brief an die Bundesregierung und 

forderten, dass der Dialog mit Russland nicht abbreche, da dieser eine Voraussetzung für 

Frieden in Europa darstellt (vgl. Zeit-Online 2014b). Zu den Unterzeichnern gehört auch der 

ehemalige Bundeskanzler Gerhard Schröder, der die EU bereits scharf kritisiert hatte und ihr 

die Schuld für den Ausbruch der Krise auf der Krim zusprach, indem sie, laut Schröder, die 

Ukraine durch das Assoziierungsabkommen vor eine Wahl zwischen der EU und Russland 

gestellt hat (vgl. Spiegel-Online 2014: 2014). 

 

Die Frage, ob die Abspaltung der Krim von der Ukraine legitim war, sollte das Völkerrecht 

klären können. Jedoch legen Deutschland und Russland dieses unterschiedlich aus und 

beziehen sich auf verschiedene Artikel. 

Russland bezieht sich auf Artikel 1 des Internationalen Paktes über bürgerliche und politische 

Rechte vom 19. Dezember 1966, der besagt (vgl. Putin 2014): 

 

„Alle Völker haben das Recht auf Selbstbestimmung. Kraft dieses Rechts entscheiden sie frei 

über ihren politischen Status und gestalten in Freiheit ihre wirtschaftliche, soziale und 

kulturelle Entwicklung“ 

 

Deutschland hingegen, sowie die EU sehen in dem Vorgehen Russlands einen Verstoß gegen 

die territoriale Integrität der Ukraine, sowie das Nichteinmischungsgebot der Charta der 

Vereinten Nationen in Artikel 2 Absatz 4 und Absatz 7: 

 

„Alle Mitglieder unterlassen in ihren internationalen Beziehungen jede gegen die territoriale 

Unversehrtheit oder die politische Unabhängigkeit eines Staates gerichtete oder sonst mit den 

Zielen der Vereinten Nationen unvereinbare Androhung oder Anwendung von Gewalt.“ 

 

„Aus dieser Charta kann eine Befugnis der Vereinten Nationen zum Eingreifen in 

Angelegenheiten, die ihrem Wesen nach zur inneren Zuständigkeit eines Staates gehören, 
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oder eine Verpflichtung der Mitglieder, solche Angelegenheiten einer Regelung auf Grund 

dieser Charta zu unterwerfen, nicht abgeleitet werden; die Anwendung von 

Zwangsmaßnahmen nach Kapitel VII wird durch diesen Grundsatz nicht berührt.“ 

 

Die unterschiedlichen Auslegungen des internationalen Rechts führten zu einer Versteinerung 

in den deutsch-russischen Beziehungen während des Konfliktes. Russland sieht die Bürger 

auf der Krim als Russen, denen ein Selbstbestimmungsrecht über ihren Status zu steht.  

Die Bundesregierung hingegen versteht die Krim als Teil der Ukraine, Russland hat somit 

kein Recht sich in die inneren Angelegenheiten des Landes  ein zu mischen.  

 

Die in vielerlei Hinsicht konträren Ansichten Deutschlands und Russlands, sowohl auch die 

Verflechtungen der beiden Staaten, haben, so meine Vorannahme, einen Einfluss auf die 

deutsche Russlandpolitik, wobei eine Vielzahl weiterer Einflüsse denkbar sind. Aufgrund der 

Aktualität des Konfliktes und der gesellschaftlichen Relevanz, die sich in der formulierten 

Kritik an der medialen Darstellung des Konfliktes, sowie dem Handeln der Bundesregierung 

ausdrückt, glaube ich dass diese wissenschaftliche Arbeit einen Beitrag für die 

Sozialwissenschaften und die Außenpolitikforschung leisten kann, die dem Leser ein 

Verständnis für die Thematik vermittelt. 

Ziel dieser Arbeit ist es somit, eine Theorie zu generieren, die eine möglichst genaue 

Beschreibung der Überzeugungen der deutschen Russlandpolitik seit dem Referendum auf der 

Krim liefert. Als Forscher gehe ich davon aus, dass es mit Hilfe einer empirischen Arbeit 

gelingen kann, die Interessen und Ziele der deutschen Russlandpolitik zu „entschlüsseln“ und 

diese dem Leser, im Laufe dieser Arbeit verständlich zu präsentieren. 

 

 

3. Forschungsstand 
 

Im folgenden Abschnitt sollen die vorherrschenden Theorien der Wissenschaft zur deutschen 

Russlandpolitik, als Teil der deutschen Außenpolitik, vorgestellt werden. Dabei sollen sowohl 

Theorien dargestellt werden, die eine Beschreibung über den Ist-Zustand deutscher 

Russlandpolitik anbieten, wie auch Beschreibungen darüber, wie deutsche Russlandpolitik in 

Zukunft ausgestaltet sein sollte. 
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3.1. Deutsche Außenpolitik nach dem zweiten Weltkrieg 
 

Auch wenn die aktuelle, deutsche Russlandpolitik mit der Wiedervereinigung Deutschlands 

und dem Zusammenbruch der Sowjetunion eine neue Dimension angenommen hat, lohnt es 

sich für ein Verständnis der Entwicklung der außenpolitischen Kultur auch einen Blick auf 

die vorangegangene Zeit zu werfen. Dem zeitlichen Abschnitt nach dem zweiten Weltkrieg 

bis zur Wiedervereinigung galt in den Wissenschaften viel Beachtung und die Außenpolitik 

der „Bonner Republik“ gilt nicht selten unter „[...]Experten wie auch der breiten 

Öffentlichkeit als die erfolgreichste Phase deutscher Geschichte“ (Hellmann 2011: 740) oder 

um es in den Worten Maulls auszudrücken: „Eine erfolgreichere Außenpolitik als diejenige 

der Bundesrepublik Deutschland seit 1949 bis heute ist eigentlich kaum vorstellbar“ (Maull 

2014: 1). Was charakterisiert also diese erfolgreiche Außenpolitik Deutschlands, das von den 

vier Besatzungsmächten besiegt worden war und somit keinerlei Machtansprüche erheben 

konnte?  

Beschrieben wird dieses „Erfolgskonzept“ als „grand strategy“, die drei Prämissen folgt 

(Maull 2014: 1). Diese lauteten 1. „never again“, 2. „never alone“, und 3. „Politics before 

force“. (Maull 2014: 1). Darunter zu verstehen ist: 

 1. Eine werteorientierte AP, die sich für die Verwirklichung der Idee der Demokratie, sowie 

der Menschenrechte und für ein gemeinsames Europa einsetzt.  

2. Ein prinzipieller Multilateralismus, „das heißt außenpolitische Alleingänge, werden in der 

Bundesrepublik abgelehnt[...]“ (Hellmann 2006: 193), daraus folgt eine starke Einbindung in 

multilaterale Institutionen wie der EU, der NATO, dem IWF, der WTO, etc. seit Ende des 

zweiten Weltkrieges.  

3. Der Einsatz von militärischen Mitteln wird als ungeeignet und illegitim angesehen mit 

Ausnahme des Falles der Selbstverteidigung. Dieser Antimilitarismus gilt als prägend für 

diesen Abschnitt der deutschen AP. 

Diese „grand strategy“ oder von Hellmann auch als „Kultur der Zurückhaltung“ beschriebene 

außenpolitische Kultur gilt als das Erfolgsrezept der deutschen AP bis zur Wende. 

Das der Weg zur Wiedervereinigung seit dem Bau der Mauer länger und schwieriger wurde, 

als viele sich damals in Westdeutschland erhofften, ist aus heutiger Perspektive unbestritten.  

Ein wichtiger Schritt des Umdenkens deutscher Außenpolitik geschah jedoch während der 

ersten Regierungszeit Brands, dessen Politik heute unter der sogenannten „Ostpolitik“ 

verstanden wird (Hacke 2004: 152). Die Grundlagen für diese neue Ausrichtung wurden 

bereits 1963 unter dem Titel „Wandel durch Annäherung“ von Egon Bahr vorgestellt. Bahr 
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und Brand gingen davon aus, dass auf lange Sicht gesehen nur eine Entspannungspolitik 

etwas am Status Quo der deutschen Teilung verändern werde.  

Es lassen sich drei Hauptziele der Ostpolitik Brands ausmachen. Erstens, verbesserte 

Beziehungen mit der Sowjetunion, zweitens, normale Beziehungen zu den osteuropäischen 

Staaten und drittens, ein „Modus vivendi zwischen den beiden Teilen Deutschlands“ (Hacke 

2004: 154). Egon Bahr beschreibt genauer, dass für das Erreichen der gesetzten Ziele eine 

Aufgabe der „Politik der Stärke“ nötig ist und Deutschland eine Taktik der „kleinen Schritte“ 

verfolgen müsse (vgl. Friedrich Ebert Stiftung 2015) 

Eine zentrale Forderung war der Ausbau des Osthandels, wie er bereits von Kennedy 

gefordert wurde. Bahr erkennt das Potential, dass ein gesteigerter Wohlstand in der DDR mit 

sich bringt. 

 

„Den Prozeß zur Hebung des Lebensstandards zu beschleunigen, weil sich dadurch 

Erleichterungen mannigfacher Art für die Menschen und durch verstärkte 

Wirtschaftsbeziehungen verstärkte Bindungen ergeben können, würde demnach in unserem 

Interesse liegen.“ (Bahr 1963: 1)  

 

Die Mauer deutet er als ein Zeichen der „Angst und des Selbsterhaltungstriebes des 

kommunistischen Systems“, Bahr sieht also nur einen potentiellen Wandel, wenn diese Angst 

genommen, der Lebensstandard der Menschen im Osten angehoben wird und diese somit 

keinen Grund mehr in einer Flucht in den Westen sehen. Folglich erhoffte er sich 

anschließend eine Auflockerung der Grenzen, da das „Risiko erträglich“ wird für die DDR 

(Bahr 1963: 1). Die Politik Brands war gekennzeichnet von einer Reihe „Ostverträgen“, die 

für bessere Beziehungen mit den osteuropäischen Staaten sorgten und die angestrebte 

Entspannung mit der Sowjetunion voran trieben. Der Kurswechsel der Ostpolitik, der Ära 

Brands, wird heute als maßgeblicher Faktor für das Erreichen der Wiedervereinigung 

gewertet. 

 
Mit der Wende veränderte sich jedoch schlagartig die Rolle Deutschlands im internationalen 

System, sowie gleichzeitig auch das Internationale System einen drastischen Wandel erlebte, 

in dem sich nun nicht mehr die zwei klassischen Großmächte gegenüberstanden. Vielmehr, 

um es mit Hilfe der neorealistischen Terminologie zu beschreiben, war Deutschland nun teil 

eines multipolaren Systems, in dem es wieder an Macht gewonnen hatte und nun entscheiden 

konnte ob es an seiner Strategie festhalten und somit von „Kontinuität“ geprägt werden würde 
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oder aufgrund des Machtzugewinns einen „Wandel“ der deutschen AP angestrebt werden 

sollte (vgl. Roos 2010: 9-10). 

Kurze Zeit danach entwickelte Maull die in der Außenpolitikforschung populäre und viel 

diskutierte Zivilmachtstheorie, in der er die Veränderungen des internationalen Systems als 

Chance für eine neue, deutsche Außenpolitik begreift. Zivilmächte sind demnach 

demokratische Staaten, die „primär auf nichtmilitärische Instrumente zur Durchsetzung ihrer 

Ziele“ setzen, wobei militärische Gewalt kollektiv legitimiert und der Friedenssicherung 

dienen soll (Maull 1992: 273). Vielmehr setzt eine Zivilmacht auf Wirtschaftssanktionen und 

eine multilaterale Sicherheitspolitik, sowie eine Verrechtlichung der Internationalen 

Beziehungen zum Schutz der Menschenrechte im Sinne der UN-Menschenrechts-Charta (ebd. 

272-276). Deutschland wird also zur Zivilmacht wenn es die „Gestaltungsfähigkeit und [den] 

Gestaltungswillen“ für eine zivilisierte internationale Politik vorweist (ebd. 274). Außerdem 

setzt dies eine AP im Sinne des Handelsstaates voraus, dessen primäres Ziel die 

Wohlfahrtsmaximierung der Bevölkerung ist. Bis heute besteht die Diskussion in der 

Wissenschaft, ob Deutschland weiterhin als Zivilmacht charakterisiert werden kann oder 

nicht, da viele Forscher einen deutlichen Machtzuwachs und eine veränderte AP Strategie 

Deutschlands feststellen. 

 

 

3.2 Deutsche Russlandpolitik nach der Wende 
 

Der Beginn der deutsch-russischen Beziehungen nach der Wende, ist durch zwei Merkmale 

gekennzeichnet. Einerseits bestand die Dankbarkeit Deutschlands gegenüber Russland, dass 

sie die Wiedervereinigung möglich machten, auf der anderen Seite stand jedoch schon von 

Beginn das, mit der USA gemeinsam verfolgte Ziel im Vordergrund, Russland in einen 

demokratischen, marktwirtschaftlich-orientierten Staat, der frei von imperialen Ambitionen 

ist, zu transformieren. (vgl. Stent 2007: 440-442).  

Die Beziehungen entwickelten sich hauptsächlich aufgrund der guten persönlichen 

Beziehungen zwischen Kohl und Jelzin, der sogenannten „Sauna-Diplomatie“ der beiden 

Regierungschefs (ebd. 442). 

Roos hebt hervor, dass diese erste Phase der deutsch-russischen Beziehungen besonders 

„[...]entlang des Kontinuums von Überlegenheit und Unterlegenheit beziehungsweise von 

Stärke und Schwäche Anfang der 1990er Jahre konzipiert wurde“ (Roos 2010: 191), also 



	
   13	
  

Russland für seine Entwicklung aus deutscher Sicht von der Hilfe Deutschlands abhängig war 

und Deutschland sich, auch in der Frage der Machtverhältnisse, überlegen fühlte (ebd.: 192). 

Auch wenn Schröder nach seiner Machtübernahme 1998 einen Wandel der deutsch-

russischen Beziehungen propagierte, änderte sich wenig am Status Quo, selbst mit Putin als 

neuem Präsidenten Russlands.  

 

„Gleichwohl zeigten die deutsch-russischen Beziehungen ebenso wie jene zwischen Schröder 

und Putin bis zur dramatischen Wende des Irakkrieges 2003 keine die öffentliche 

Aufmerksamkeit fesselnde Sonderheiten“ (Spanger 2011: 651). 

 

Schröder verdeutlichte in seiner ersten Amtszeit, dass der Fokus der AP auf der europäischen 

AP liegt und es keinen deutschen „Sonderweg“ geben wird im Umgang mit Russland 

(Schröder 2001: 10f). 

Dies änderte sich jedoch mit dem Beginn des Irakkriegs, der häufig als Wendepunkt in der 

deutschen Außenpolitik gesehen wird. Die Entscheidung Schröders gegen eine Beteiligung 

am Krieg und somit gegen die Kooperation mit der USA verdeutlichte das neue 

Selbstbewusstsein das Deutschland gewonnen hatte (vgl. Franzke 2005: 125; Hellmann 2011: 

748). Das sonst „fest in den westlichen Strukturen verankerte“ Deutschland betonte nun 

wieder stärker seine eigenen Interessen (vgl. Spanger 2011: 649). Gestärkt wurden in dieser 

Phase auch die deutsch-russischen Beziehungen, besonders die Wirtschaftsbeziehungen, was 

nicht zuletzt ein Ergebnis des Baus der Nord Stream-Pipeline und der engen Freundschaft 

zwischen Schröder und Putin war (vgl. Stent 2007: 448).  

Im Jahr 2005 unterschreiben die Regierungschefs Schröder und Putin dann die „Erklärung zur 

strategischen Partnerschaft in Bildung, Forschung und Innovation“ (Bundeministerium für 

Bildung und Forschung 2005). Auch im Koalitionsvertrag der großen Koalition aus dem Jahre 

2005 fand sich die strategische Partnerschaft wieder, die sich „unter angemessener 

Berücksichtigung der berechtigten Interessen der Nachbarn entfalten solle“ (Spanger 2011: 

649). Auch heute beschreibt das Auswärtige Amt die strategische Partnerschaft die auf 

folgenden Pfeilern ruht: 

• dem engen und offenen politischen Meinungsaustausch, 
• den engen Wirtschaftsbeziehungen, 
• dem Kultur- und Wissenschaftsaustausch und einem 
• breit angelegten zivilgesellschaftlichen Dialog, zu dem seit 2001 auch der 

"Petersburger Dialog" gehört 
(vgl. Auswärtiges-Amt 2014) 
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Ein weiterer Versuch die Partnerschaft zu intensivieren, wurde im Jahr 2008 im Rahmen des 

Petersburger-Dialogs ausformuliert und mündete in der Unterzeichnung einer gemeinsamen 

Erklärung zur Gestaltung der Modernisierungspartnerschaft. Ziel ist vor allem die 

Entwicklung der bilateralen Beziehungen der beiden Zivilgesellschaften und eine 

„substantielle Ausgestaltung und Vertiefung des europäisch-russischen, aber besonders auch 

des deutsch-russischen Verhältnisses [...]“ (Steinmeier 2008) 

Die Partnerschaft mit Russland wurde immer wieder auf die Probe gestellt. Aktuelle 

Geschehnisse brachten erneut in Deutschland eine kritische Sicht auf die Partnerschaft hervor. 

Beispielsweise die Inhaftierung der Putin-kritischen Musikgruppe Pussy Riot,  sowie der 

Wunsch Russlands, dass Herr Sockenhoff (ehemaliger Koordinator für die deutsch-russische 

zwischengesellschaftliche Zusammenarbeit), aufgrund Kreml-kritischer Aussagen, nicht am 

deutsch-russischen Dialog teilnehmen dürfe. Dies führte nicht zuletzt in den Medien zu der 

Einschätzung, dass die „Strategische Partnerschaft“ eine Illusion sein, wie es die Frankfurter 

Allgemeine 2012 betitelte (vgl.  Koszel 2013: 103-105) 

Auch die Verabschiedung neuer Gesetze des Kremls über Hochverrat sowie aufgezeigte 

Verletzungen der Menschenrechte blockieren  einen Ausbau der Zivilgesellschaft im Sinne 

einer Modernisierungspartnerschaft, stellte Koszel fest. Das trotz aller 

Meinungsverschiedenheiten die Regierungen weiterhin am Begriff der „strategischen 

Partnerschaft“ festhalten, lässt diese also auf eine rein wirtschaftliche Partnerschaft 

schrumpfen (vgl. Koszel 2013: 106).  

Die entwickelte Modernisierungspartnerschaft beschreibt Koszel als einen von der Regierung 

entwickelten „ambitionierten Plan“, der jedoch keinerlei konkrete Vorstellungen über die 

Entwicklung der Beziehungen beinhaltet. (ebd.: 106) 

Auch Kinyakin sieht den Dialog zwischen den beiden Ländern in der Krise. Dennoch ist 

Deutschland innerhalb der EU ein verlässlicher Partner Russlands, was sich durch die 

gemeinsamen wirtschaftlichen Projekte ausdrückt (Nord-Stream-Pipeline etc.). Kinyakin 

argumentiert also ebenfalls in die Richtung einer interessengestützten Beziehung und prangert 

die fehlenden Werte in den Beziehungen als dessen Hauptproblem  an. (vgl. Kinyakin 2013: 

111) 

 

Die von Merkel geäußerte Kritik über den Bau der Pipeline verhallte schnell und das Projekt 

wurde von der großen Koalition mitgetragen (vgl. Schöllgen 2013: 298). Generell lässt sich 

feststellen, dass in der Russlandpolitikforschung eine kontinuierliche Intensivierung der 
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Wirtschaftsbeziehungen bis heute festgestellt wird. Stepanovich erkennt, dass die 

Handelsbeziehungen so gut sind wie nie zuvor sind (Stepanovich 2013: 62). 

Trotz des aktuellen Konfliktes und den beschlossenen Sanktionen der EU, lässt sich nicht 

übersehen, dass eine wirtschaftliche Partnerschaft im Interesse beider Staaten ist, auch wenn 

die Sanktionen aktuell einen Rückgang des bilateralen Handelsvolumen von 6,3% bedeuteten 

(vgl. Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 2014). Während Deutschland Russland 

hauptsächlich Maschinen, Fahrzeuge, Chemieerzeugnisse und Elektrotechnik liefert, 

exportiert Russland hauptsächlich Erdöl und Erdgas nach Deutschland (ebd.). Der russische 

Export wurde nicht zuletzt im Jahre 2011 intensiviert und vereinfacht. Mit der Fertigstellung 

der Nord Stream-Pipeline gelangt russisches Erdgas nun auf direktem Wege nach 

Deutschland. Deutschland bezieht heute 35% seines Erdgases aus Russland, wobei der Anteil 

bei vielen EU-Mitgliedsstaaten durchaus höher ist (vgl. Dehmer 2014, Busse/Sattar 2014: 1). 

Der aufkommende Konflikt in der Ukraine entfachte eine Diskussion über die 

Versorgungssicherheit und Alternativen zu russischem Gas in Deutschland und der EU. Die 

Einschätzungen von verschiedenen Seiten lassen sich jedoch auf einige, gemeinsame Nenner 

reduzieren. Alternativen zu Russland wären deutlich teurer und aufgrund fehlender 

Infrastrukturen heute auch nicht realisierbar. Deutschland ist also abhängig von russischem 

Erdgas (vgl. Fell/Zittel 2014: 11; Busse/Sattar 2014: 3). Russland hingegen finanziert seinen 

Staatshaushalt zu einem nicht unwichtigen Teil mit den Einnahmen aus den Öl- und 

Gasexporten in die EU (vgl. Handelsblatt 2014). Deutschland und Russland sind also de facto, 

aus ökonomischer Sicht, abhängig von einander. 

 

 Nach Bredow legen „die Handlungsbedingungen internationaler Politik [...] jeder 

demokratischen Regierung auf, die Balance zu halten zwischen ihrer Realpolitik, bei der es 

um die handfesten Interessen geht, und ihrer Idealpolitik, bei der es um die Durchsetzung von 

Werten geht. Die Balance ist von Fall zu Fall unterschiedlich auszutarieren“ (Bredow 2008: 

31).  

Diese Balance ist in der Forschung deutscher Russlandpolitik viel diskutiert und verschiedene 

Forderungen und Defizite der deutschen Russlandpolitik wurden herausgestellt. Wie schon zu 

Zeiten kurz nach der Wende, stellt Franzke auch heute fest, dass die Regierung Merkel eine,  

im Vergleich zur Regierung unter Schröder, stärker wertebasierte Partnerschaft anstrebt 

(Franzke 2013: 44). Die deutsche Hoffnung auf einen innerpolitischen Wandel Russlands, die 

auch bei der unterzeichneten Modernisierungspartnerschaft im Fokus standen, wurden jedoch 

immer wieder enttäuscht. Bereits im selben Jahr erlebten die Beziehungen durch Russlands 
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Teilnahme am Kaukasuskrieg, die von Deutschland stark verurteilt wurde, einen Tiefpunkt 

(vgl. Spanger 2011: 655). Nicht zuletzt verdeutlicht die erneute Machtübernahme Putins im 

Jahr 2012, dass der erwartete demokratische Wandel nicht eintreten wird, Putin ein autoritäres 

System stärkt und auch im Umgang mit internationalen Konflikten keine Übereinstimmung 

mehr mit der deutschen Außenpolitik herrscht (vgl. Franzke 2013: 43 – 44). Das durchsetzen 

einer normativen Agenda Deutschlands scheint also nicht zu funktionieren, weshalb 

verschiedene Forscher für neue Justierung deutscher Russlandpolitik plädieren. Stewart hebt 

hervor, dass ein Aufzeigen der Demokratie- und Menschenrechtsdefizite in Russland richtig 

und wichtig ist (Stewart 2012: 3). Jedoch sollten die Kooperationen mit Russland einer neuen 

Analyse unterzogen werden, um zu prüfen in wie fern die angestrebten Ziele realistisch sind 

und welche Ziele die russischen Akteure verfolgen (ebd. 3-4). Eine  neue, selektive und 

wirkungsvollere Kooperation würde laut Stewart ebenso mehr Glaubwürdigkeit bei den EU-

Partnern bewirken (ebd. 4). 

In eine ähnliche Richtung argumentiert Meister, der die fehlenden Initiativen in der deutschen 

Russlandpolitik verantwortlich macht für den Status der deutsch-russischen Beziehungen. 

 

„Zwar sieht Merkel die Russlandpolitik ihres Vorgängers kritisch und spricht problematische 

Themen wie Menschenrechtsverletzungen an, entwickelt aber keine eigenen 

Alternativkonzepte. Dadurch existieren die bestehenden Konzepte deutscher Russlandpolitik 

weiter, ohne jedoch mit politischer Initiative gefüllt zu werden (Meister 2013: 71). 

 

Weiter beobachtet er, dass Russlandpolitik keine Priorität der deutschen AP ist. Immer mehr 

Forschungsstellen schließen und das Bild Russlands in Deutschland wird geprägt von 

Vorurteilen und Lobbyisten (ebd. 71-74). Meister erkennt aktuell eine Phase des 

gesellschaftlichen Wandels in Russland, in der es wichtig ist, dass Deutschland nicht sein 

Interesse an Russland verliert, vielmehr sollte deshalb die Zusammenarbeit mit Russland 

stärker auf zivilgesellschaftlichen Kooperationen fußen, da ein Wandel der Eliten nicht zu 

erkennen ist (ebd. 77). 

Auch Fedortsev fordert „mehr gemeinsame gesellschaftliche Projekte sowie [...] reale[n] 

Visionen über die Entwicklung gegenseitiger vorteilhafter Beziehungen“ und erkennt wie 

auch Makarychev, dass ein dauerhaftes Aufzeigen der Demokratiedefizite keinen Wandel 

bringt (Fedortsev 2013: 55; Makarychev 2013: 71). 
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Stepanovich unterstreicht die Relevanz der wirtschaftlichen Beziehungen und spricht diesen 

noch eine weitere Bedeutung zu. Die stabilen wirtschaftlichen Beziehungen auf beiden Seiten 

führen zu einem lebhaften gesellschaftlichen und kulturellen Austausch  

„Dieser Austausch begünstigt das Entstehen von Multiplikatoren und löst sozial-

transformative Effekte aus, die ihre Wirkung mit der Zeit entfalten und auf die wirtschaftliche 

Ebene zurückwirken können“ (Stepanovich 2013: 69). 

Gemeinsame Interessen sind somit der Schlüssel und die Basis für das Erreichen weiterer 

Ziele. 

 Fedortsev fordert einen Ausbau und eine Konzentration auf die wirtschaftlichen Beziehungen 

zwischen Russland und der EU. Russland plant für das Jahr 2015 einen Ausbau des 

Einheitlichen Wirtschaftsraumes (EWR), zu einer Eurasischen Wirtschaftsunion (EAWU) mit 

Kasachstan und Weißrussland. Russland verdeutlichte in der Vergangenheit, dass es sich für 

eine Kooperation zwischen EU und EAWU einsetzt, diese Forderung wurde jedoch bisher 

von der EU als Wahlpropaganda oder als neuer Imperialismus gewertet und blieb somit 

ungehört (ebd. 55 – 56). Fedortsev weißt auf die Chancen eines gemeinsamen 

Wirtschaftsraumes auch für die Östliche Partnerschaft (ÖP) der EU hin, „die Ukraine und 

andere ÖP-Länder würden nicht mehr vor der Wahl zwischen dem Beitritt zur eurasischen 

Zollunion oder zur Freihandelszone mit der EU stehen“ (Fedortsev 2013: 57). Auch Rahr 

betonte bereits 2006 die Wichtigkeit einer Montanunion zwischen dem Westen und Russland, 

besonders in Hinblick auf die Energieabhängigkeit der EU von Russland und für das 

Einbeziehen der ÖP-Länder (vgl. Rahr 2006: 94). 

Wer also heute deutsche Russlandpolitik erforscht, sollte auch die Partner der EU im Blick 

behalten, auch wenn der Einfluss der EU und der Partner in verschiedenen Themen 

unterschiedlich ausfallen mag. Eine besondere Rolle kommt hierbei den östlichen EU-

Partnern zu, da diese häufig konträre Ziele zu Deutschland in ihrer Russlandpolitik verfolgen 

und nicht selten den deutschen Kurs kritisieren, was sich aufgrund ihrer Geschichte mit 

Russland auch nachvollziehen lässt. Während Deutschland eine „Russia first“ Politik 

präferiert, so Franzke, werden die „Interessen anderer mittel- und osteuropäischer Staaten [...] 

meist nur durch dieses „russische Prisma“ wahrgenommen bzw. sogar als störend betrachtet 

(Franzke 2005: 126). Die osteuropäischen Staaten streben hingegen eine Politik an, bei dem 

der Einfluss Russlands im osteuropäischen Raum so weit wie möglich verdrängt wird (ebd. 

127).  

In der Forschung herrscht ein breiter Konsens, dass eine gute deutsche Russlandpolitik nur 

funktionieren kann, wenn die osteuropäischen Partner und ihre Forderungen mit einbezogen 
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werden. Ebenso lässt sich ein Konsens unter den Forschern feststellen, dass auf die 

europäischen Partner zu wenig eingegangen wird und eine gemeinsame Russland- bzw. 

Ostpolitik fehlt. Interessanterweise wurde dies bereits 2005 von Mazur  und Franzke 

angesprochen (vgl. Franzke 2005). 

 

„Es wäre durchaus wünschenswert, danach zu streben, dass Deutschland und Polen nicht nur 

ihre Ostpolitik auf ähnliche Art und Weise definierten, sondern auch mit ähnlichen Inhalten 

auffüllten. In diesem Fall gehen die Differenzen weit über die terminologischen Unterschiede 

hinaus“ (Mazur 2006: 108). 

 

Doch bis in die jüngste Vergangenheit wurde von verschiedenen Seiten immer wieder darauf 

hingewiesen. Spanger stellte einen deutschen Alleingang im Handeln Der  Bundesrepublik im 

Anschluss an den Kaukasuskrieg fest. 

„Diese Positionen machten deutlich, dass jenseits der Koalitionären Deklarationen deutsche 

Russlandpolitik letztlich doch nicht von den osteuropäischen Nachbar konditioniert wird“ 

(Spanger 2011: 656). Franzke betont zwar zuletzt, dass Deutschland Polen in den Dialog mit 

Russland mit einschließt, jedoch kann von einem gemeinsamen Ansatz aufgrund der 

unterschiedlichen Prioritäten noch keine Rede sein (vgl. Franzke 2013: 76). 

Einerseits steht also die Forderung, die Russlandpolitik gemeinsam mit den Partnern der EU 

neu auszurichten, außerdem lässt sich herauslesen, dass eine neue Justierung Deutschlands im 

Umgang mit Russland gefordert wird bei der die Beziehungen auf „Augenhöhe“ gebracht 

werden (Fedortsev 2013: 55). Diese Forderung beinhaltet auch, dass Deutschland und die EU 

auf die Forderungen Russlands eingehen und diese auch ernst nehmen. 

 

„Gegenwärtig geht es dabei vor allem darum, die Verhandlungen der Republik Moldau und 

der Ukraine mit der EU über Assoziationsabkommen mit entsprechenden Visa- und 

Handelserleichterungen möglichst im Herbst 2013 abzuschliessen. All das wird in Moskau als 

antirussisch angeprangert und hat doch keine Hoffnung, gehört zu werden“ (Devyatkov 2013: 

53). 

 

Dies hebt auch Hellmann deutlich hervor, der nach dem Ausbruch des Ukraine-Konfliktes 

veranschaulichte, dass Putin bereits im Jahr 2013 mitteilte, dass der „allseitige Schutz der 

Rechte und legitimen Interessen [...] der im Ausland ansässigen Landsleute“ ein Hauptziel der 

russischen Sicherheitspolitik sei  (Hellmann 2014: 71). 
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Hellmann macht klar, dass derartige Selbstbeschreibungen ernst genommen werden sollten, 

um das Handeln der Staaten oder in diesem Fall genauer, das Handeln Russlands verstehen 

und besser abschätzen zu können (ebd. 72). 

Das Potential der deutsch-russischen Beziehungen sehen viele Forscher der AP als heute noch 

nicht ausgeschöpft. Es herrscht Übereinstimmung, dass die deutsche Russlandpolitik eine 

Neuausrichtung benötigt. Eine Antwort hierauf stellt die neue Selbstbeschreibung der 

Außenpolitik Deutschlands Anfang des Jahres 2014 auf der Münchner Sicherheitskonferenz 

dar, die eine neue Debatte in der AP-Forschung mit sich brachte. In der Aussage, 

„Deutschland müsse mehr Verantwortung in der internationalen Politik übernehmen“  drückt 

sich erneut aus, was Hellmann unter dem „neuen Selbstbewusstsein deutscher Außenpolitik“ 

versteht (Gießmann 2014: 92) (vgl Hellmann 2011). Gießmann wertet somit den Ukraine-

Konflikt als den „Prüfstein der Belastbarkeit der jüngsten Verantwortungsrhetorik“ 

(Gießmann 2014: 99).  

 

Die zentralen Fragen der bisherigen Forschung über die deutsche Russlandpolitik lassen sich 

also wie folgt zusammenfassen: 

1. Ist Deutschlands AP durch eine Kultur der Zurückhaltung charakterisiert oder lässt 

sich eher ein Wandel im Sinne eines neuen Selbstbewusstseins feststellen? Und wenn 

ja wie sieht die konkrete Ausgestaltung dieser AP dann heute im Falle Russlands aus ? 

2. Daran schließt sich die Frage ob, falls sich eine Wandel feststellen lässt, dieser 

Deutschland weiterhin als Zivilmacht begreifen lässt, oder nicht? 

3. Den Überlegungen Egon Bahrs folgend, soll ein weiteres Augenmerk meiner 

Forschung darauf liegen, ob über deutscher Russlandpolitik der Titel „Wandel durch 

Annäherung“ heute noch sinnvoll erscheint. Auch wenn die DDR und die Mauer 

Geschichte sind, konnte aufgezeigt werden, dass auch heute noch die These in den 

Wissenschaften besteht, dass gesellschaftliche Transformationseffekte und somit ein 

Wandel der Werte in Russland nur durch gute Wirtschaftliche Beziehungen zu 

erreichen sind (vgl Stepanovich), daher ist es umso spannender zu erforschen welcher 

Wert den Wirtschaftsbeziehungen in der deutschen Russlandpolitik zugesprochen 

wird. 

4. Erforscht man jedoch die (Wirtschafts-)Interessen deutscher Russlandpolitik, dürfen, 

wie Bredow herausgestellt hat, auch der  Wertevorstellungen und deren Durchsetzung 

nicht vergessen werden. Dies soll also ein weiteres Augenmerk dieser Forschung sein, 

bei der ich mir Antworten erhoffe in Bezug auf den Umgang mit den angesprochenen 
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Menschenrechtsverletzungen, Demokratiedefiziten und der Auslegung, sowie der 

Einhaltung des internationalen Rechts, um eine Aussage treffen zu können, ob die 

Partnerschaft mehr als eine rein Interessengestützte ist. 

5. Ist die deutsche Russlandpolitik immer noch von einem Überlegenheitsgefühl  

gegenüber Russland geprägt oder wird Russland als ein Partner „auf Augenhöhe“ 

verstanden und dementsprechend mit diesem umgegangen? Gilt das gleiche für die 

Partner der EU und verfolgen die deutsche Russlandpolitik und ihre EU-Partner die 

gleichen Ziele? 

6. Der zivilgesellschaftliche Austausch zwischen den beiden Staaten wurde immer 

wieder von der Bundesregierung hervorgehoben, nach Einschätzung der Forscher ist 

dieser jedoch noch nicht intensiv genug. Die abgesagten Konsultationen und der 

Petersburger Dialog sprechen ebenso gegen eine Intensivierung. Die Rekonstruktion 

der Überzeugungen in Bezug auf den Zivilgesellschaftlichen Austausch sollen also bei 

der anschließenden Analyse mit einbezogen werden. 

 

 

Wie aufgezeigt wurde, leiten sich aus den Argumenten der Wissenschaft einige Fragen für die 

deutsch-russische Partnerschaft ab, auf die ich in der anschließenden Analyse Antworten 

finden möchte. Die von den Regierungen ausformulierte strategische Partnerschaft, wie auch 

die Modernisierungspartnerschaft beschreiben eine angestrebte Intensivierung auf diesen 

Ebenen, nur die Analyse wird klären können, wie es um die Partnerschaft im Zuge des 

Ukraine-Konfliktes gestellt ist. 

 

 

4. Theoretische Vorannahmen und Methode 
 

Wie bereits angesprochen, ist es das Ziel dieser Arbeit, neue Erkenntnisse über den zu 

untersuchenden Gegenstand zu gewinnen und anschließend  eine möglichst plausible Theorie 

auf Basis dieser Erkenntnisse zu formulieren. Hierfür muss der Forscher einerseits ein 

geeignetes Werkzeug wählen um dieses Ziel zu erreichen, also die Methode, andererseits 

muss er dem Leser Antworten darauf geben wie er glaubt zu diesen Erkenntnissen gelangen 

zu können, also wie er die Welt beschaffen sieht und weshalb die von ihm gewählte Methode 

sich dafür besonders eignet. Nur dann ist die Voraussetzung der Nachvollziehbarkeit dieser 

Arbeit für den Leser erfüllt. 
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4.1 Der Amerikanische Pragmatismus 
 

Meine theoretischen Vorannahmen sind geprägt durch die Denkrichtung des Amerikanischen 

Pragmatismus (Strübing 2004: 38).  

Der Pragmatismus beruht auf der Annahme, dass  keine „schon immer gegebene Welt da 

draußen vorausgesetzt werden“ kann (ebd.). Dies bedeutet nicht, dass eine physisch-stoffliche 

Welt bestritten wird, sondern das jedes Individuum, aufgrund der Auseinandersetzung mit den 

„Elementen der sozialen wie stofflichen Natur“, Objekten unterschiedliche Bedeutung 

zuschreibt, die wir uns jedoch gegenseitig mit Hilfe unseres Sprachvermögens anzeigen 

können (ebd.). Unsere Weltsicht ist somit nur „eine unter einer Vielzahl möglicher 

Perspektiven“ (ebd. Hervorgehoben im Original). Daraus folgt auch, dass, aufgrund der 

ständigen Auseinandersetzung, wir unsere Realität ständig erschaffen, sie muss somit als 

andauernder Prozess begriffen werden (ebd.) 

 

Eine weitere zentrale Überlegung des Pragmatismus ist die Frage, in welchem 

Zusammenhang menschliches Denken und Handeln stehen. Menschliches Handeln, in 

alltäglichen Situationen, stellt für die Pragmatisten den Ausgangspunkt ihrer Überlegungen 

dar. Unsere Entscheidung wie wir in einer konkreten Situation handeln, ist  angeleitet von den 

Überzeugungen die wir von dieser Situation haben. Pierce fasste dies mit dem Satz  „belief is 

a rule for action“ (Überzeugungen sind Handlungsregeln) zusammen (Hellmann 2010: 151). 

Es stellt sich jedoch die Frage wie wir zu diesen Überzeugungen gelangen? Als handelnde 

Menschen werden wir immer wieder mit Problemstellungen konfrontiert in denen wir 

„Zweifel“ haben welche konkrete Handlung für die Problemlösung am besten geeignet ist. 

Dies leitet uns dazu an, Überzeugungen zu generieren, aus denen sich  Handlungsregeln 

ergeben, die diese Zweifel auflösen (Hellmann 2010: 151). Unser Handeln läuft also zu 

großen Teilen routiniert ab, in dem wir auf bereits vorhandene Überzeugungen zurück 

greifen, bis diese durch neue Erfahrungen (und damit zwangsweise auch neue 

Problemstellungen) erneut angepasst und getestet werden müssen (ebd.). 

 

Aus diesen Überlegungen ergibt sich als weitere Konsequenz, dass nur Menschen als Akteure 

wahrgenommen werden, da diese zwei exklusive Eigenschaften besitzen. Erstens die 

„Körperlichkeit“, um in einer physikalischen Welt, die von Materie abhängig ist, handeln zu 

können und zweitens das Abduktionsvermögen, dass es ausschließlich Menschen ermöglicht 

mit Hilfe von „Gedankenexperimenten“ zu neuen Überzeugungen zu gelangen (vgl. Roos 

2010: 60). 
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Um wiederkehrende und neue Probleme besser lösen zu können „entwickelt die 

Öffentlichkeit Problemlösestrategien in Form von Institutionen“, oder auch Strukturen 

kollektiven Handelns (SKHs) genannt (Bsp. die Bundesregierung, oder spezieller, das 

Auswärtige Amt) (Roos 2010: 62). Die deutsche Russlandpolitik der Bundesregierung ist 

somit kein Ergebnis eines einzelnen Akteurs (zum Beispiel des Außenministers), sondern die 

Überzeugungen und die bewährten Problemlösungsroutinen sind das Ergebnis aller 

beteiligten Akteure dieser SKHs. 

 

Wenn man Politik als einen „aufgrund konkurrierender Überzeugungen, Werte, Ideen und 

Normen ausgetragene[n] Kampf um Deutungshoheit und Entscheidungsmacht“ versteht, dann 

muss dies zur Folge haben, dass man (im Idealfall) alle Akteure die an diesem „Kampf“ 

beteiligt sind in die Analyse mit einbezieht. Neben der Bundesregierung ist es also 

unabdingbar auch die Medien, NGOs, andere Staaten,  eine Vielzahl weiterer sind denkbar, 

berücksichtigt. (Roos 2013: 318). 

Um die Überzeugungen der deutschen Russlandpolitik rekonstruieren zu können benötigt der 

Forscher Analysematerial, das in textförmiger Form vorliegen muss (vgl. Roos 2010: 81). 

Denkbar sind hier eine Vielzahl von unterschiedlichen Dokumenten, wie Reden, 

Strategiepapiere, Interviews, Leitartikel in der Zeitung etc. Diese werden mit Hilfe der 

Grounded Theory analysiert und interpretiert, um Überzeugungen offen legen zu können. 

Auch wenn es das Ziel dieser Arbeit ist, eine möglichst plausible Theorie zu generieren, ist 

ein wichtiges Charakteristikum des Pragmatismus, dass es nicht möglich ist eine 

unwiderlegbare Wahrheit zu konstruieren. Denn wenn wir Realität als einen stetigen Prozess 

begreifen, dann ist unser Wissen stets nur ein perspektivischer Ausschnitt dieser Realität, zu 

einer gewissen Zeit an einem gewissen Ort, also das was wir für wahr halten. Menschliche 

Aussagen müssen also „stets unter dem Vorbehalt des Irrtums stehen“, somit ist jede Theorie 

also stets falsifizierbar (Roos 2010: 49). Umso wichtiger ist es, dass der Forschungsprozess 

und die gewonnenen Forschungsergebnisse zu jeder Zeit intersubjektiv nachvollziehbar sind. 

Denn schlussendlich entscheidet das „Urteil[...] der Gemeinschaft der Forscher“ darüber, wie 

plausibel eine Theorie zu einem gegebenen Zeitpunkt angesehen wird (Roos 2010: 88). 

Deshalb sehe ich die Grounded Theory für mein Forschungsvorhaben als besonders geeignet. 

Im  folgenden Kapitel werde ich genauer beschreiben, wie die einzelnen Forschungsschritte 

dokumentiert und für jeden Leser überprüfbar gemacht werden. 



	
   23	
  

 

4.2 Methode – Grounded Theory 
 

Grounded Theory lässt sich ins Deutsche übersetzten als „Forschungsstil zur Erarbeitung von 

in empirischen Daten gegründeten Theorien“ (Strübing 2004: 14). Auch wenn diese 

Übersetzung etwas sperrig klingen mag, beinhaltet sie das Kernziel dieser 

rekonstruktionslogischen Methode. Ziel ist es also eine Theorie heraus zu arbeiten, die in den 

zu analysierenden Daten vorliegt und nicht die Überprüfung bestehender Theorien. Die 

Grounded Theory nach Anselm Strauss beinhaltet die drei Prozesse Datenerhebung, 

Datenanalyse und die Theoriebildung, die jedoch nicht in Abfolge stattfinden, sondern  

zeitlich parallel (vgl. Strübing 2004: 14-15). Auch wenn diese Prozesse unabdingbar für die 

GT sind, muss die Methode als „Leitlinie“ gesehen werden, die für das spezifische 

Forschungsvorhaben modifiziert werden kann (vgl. Strauss 1998: 32-33). 

Auf die einzelnen Prozesse werde ich nun genauer eingehen. 

Unter Datenerhebung wird nicht nur das Erzeugen von neuem Analysematerial verstanden 

(zB. Durchführen von Interviews), sondern auch die Auswahl der zu analysierenden 

textförmigen Spuren. Anfangs wählt der Forscher einen Text aus, in dem er einen Bezug zu 

seiner Forschungsfrage sieht. Das „theoretische Sampling“ der GT sieht vor, dass die 

Datenerhebung ein Prozess ist, der auch während der Analyse fortgeführt wird (Stübring 

2004: 29). Der Forscher entwickelt im Laufe der Analyse erste Konzepte und stößt auf erste 

Fragen. Um diese Konzepte überprüfen, spezifizieren oder verwerfen zu können und neue 

Konzepte entwickeln zu können, muss der Forscher anschließend eine erneute Datenauswahl 

treffen. Er wählt somit Texte aus, von denen er sich erhofft Antworten auf diese neu 

erarbeiteten Konzepte zu erhalten. Erst wenn eine erneute Datenauswahl alle entwickelten 

Konzepte bestätigt und keine neuen mehr ausgemacht werden können tritt eine „Theoretische 

Sättigung“ ein, das heißt die Datenerhebung kann abgeschlossen werden (vgl. Strübing 2004: 

30-31). 

 

Mit dem Kodieren beginnt die interpretative Arbeit der Forschung. Am Anfang steht das 

offene Kodieren, dessen Ziel ist es erste Konzepte aus den Daten zu generieren. Hierfür wird 

der Text in einzelne Sequenzen (diese können einzelne Wörter, Sätze oder auch ganze 

Abschnitte sein) zerlegt und „sehr genau analysiert“, es werden also Fragen an den Text 

gestellt (Strauss 1998: 58). Alle für relevant gefundenen Sequenzen werden mit Codes und 

einem Titel beschrieben. Wichtig ist hier, dass die Codes nicht eine reine Paraphrasierung  des 
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Inhalts darstellen, sondern beschreiben, welche Handlungsregeln in den Sequenzen 

ausgedrückt werden. Außerdem sollte der Forscher auf eine „systematische Anordnung der 

Codes“ achten, um nicht den Überblick zu verlieren (Franke/Roos 2010: 298). 

Roos entwickelte für das offene Kodieren folgende Hilfsfragen: 

a. Auf welchen Aspekt des Untersuchungsgegenstands bezieht sich die 

analysierte Sequenz? Wurde bereits Material zu diesem Aspekt des 

Gegenstands analysiert? Wenn nein: Welche bislang noch unerforschten 

Aspekte des Gegenstands werden in der Sequenz maßgeblich thematisch? 

b. Drücken sich in der Sequenz verschiedene Handlungsregeln aus – und wenn ja: 

In welchem Verhältnis stehen diese zueinander? Lagen die rekonstruierten 

Handlungsregeln bereits zuvor im Material vor und existieren weitere Memos 

dazu? Fügen sich die analysierten Handlungsregeln in den Bestand der bereits 

zuvor analysierten Handlungsregeln ein oder drückt sich hierin etwas bislang 

Unerforschtes aus? 

c. Welche Erklärung/Interpretation der Sequenz erscheint auf den „ersten Blick“ 

als besonders plausibel? Welche Erklärungen/Interpretationen der Sequenz 

lassen sich aus dem Kontextwissen des Forschers zusätzlich ableiten? Welche 

darüber hinausgehenden Assoziationen löst die Analyse der Sequenz aus? 

(Franke/Roos 2010:  298-299) 

Anfangs sind alle Codes zulässig, da diese im Laufe der Forschung verfeinert und 

gegebenenfalls verworfen werden. 

 

Mit fortschreitender Anzahl an Codes beginnt das axiale Kodieren. Axiales Kodieren 

bedeutet, der Forscher vergleicht jetzt die bereits bestehenden Konzepte mit den neuen Codes, 

setzt diese in Beziehung und integriert diese in die Codes. Zeitgleich findet jedoch auch 

weiterhin das offene Kodieren statt. 

 

Die Hilfsfragen für das axiale Kodieren lauten: 

a. Inwiefern liefert die analysierte Sequenz neue Aufschlüsse für die bereits   

vorliegenden Erklärungen einer bestimmten Handlungsregel? Lässt sich im 

Laufe der Zeit eine Veränderung der Handlungsregel feststellen oder bleibt sie 

stabil? 
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b. Verändern sich die Bezüge zwischen der analysierten Handlungsregel und 

anderen Handlungsregeln? Verändert sich die Qualität der Verweise auf andere 

Handlungsregeln oder deren wechselseitige Sinnzuschreibung? 

c. Handelt es sich um eine Handlungsregel, die auf einen bestimmten Aspekt des 

Gegenstands bezogen ist, oder wirkt die Handlungsregel aspektübergreifend? 

(Franke/Roos 2010: 299) 

 

Gegen Ende des Forschungsprozesses lassen sich mit Hilfe des offenen und des axialen 

Kodierens die Codes immer weiter abstrahieren und verdichten. Ziel des selektiven Kodierens 

ist es also die „Schlüsselkategorien“  heraus zu arbeiten und zu prüfen in welches Verhältnis 

diese mit den übrigen Konzepten gebracht werden können. Das theoretische Sampling des 

selektiven Kodierens verfolgt jetzt noch den Zweck, Lücken in den bestehenden Konzepten 

zu schließen. Die Schlüsselkategorien sind somit die zentralen Handlungsregeln, die in den 

Ergebnissen der Befunde anschließend  präsentiert werden. 

Um die Forschungsprozesse besser nachvollziehbar zu machen werde ich während allen 

Schritten Memos erstellen. Memos sind Kommentare, verschriftlichte Gedankengänge und 

Ideen, die dem Leser und mir selber verdeutlichen, wie ich zu den gefundenen Kodes gelangt 

bin und weshalb ich welche Verknüpfungen vorgenommen habe. 

 

Ein kontrovers diskutierter Punkt der Grounded Theory ist die Frage nach dem Umgang mit 

Vorwissen, denn Ziel der Forschung soll es ja gerade nicht sein den Daten vorgängige, 

theoretische Konzepte „über zu stülpen“ (Strübing 2004: 55). Faktisch ist es jedoch nicht 

möglich eine Forschung ohne jegliches Vorwissen zu beginnen (sei es auch nur 

Alltagswissen). Strauss hingegen betont die Vorteile des Vorwissens da es „eine Fülle von 

Möglichkeiten liefert, um Vergleiche anzustellen, Variationen zu entdecken und das 

Verfahren des Theoretical Sampling anzuwenden“ (Strauss 1998: 37). Es geht also nicht um 

die Frage – Vorwissen ja oder nein, sondern darum dass der Forscher eine Haltung einnimmt, 

bei der er sein Vorwissen nicht automatisch als Wahrheit ansieht und offen ist für neue 

Erkenntnisse. 

 

5. Forschungsdesign 
 

Wie der Titel dieser Arbeit bereits verrät, möchte ich ausschließlich Daten analysieren, die ab 

dem Referendum auf der Krim am 16. März 2014 entstanden sind. Dies halte ich für einen 
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geeigneten Zeitpunkt, da eine militärische Präsenz Russlands auf der Krim während des  

Referendums eindeutig nachweisbar ist. Die darauf folgende, nicht-bindende Resolution der 

UN verdeutlicht die Relevanz, die das Referendum für den Konflikt und, so lässt sich bisher 

nur vermuten, für die deutsch-russischen Beziehungen darstellt. Aufgrund des anhaltenden 

Konfliktes möchte ich keinen Endpunkt festlegen, um alle noch kommenden Ereignisse und 

somit neu hinzugewonnenes Material während des Forschungsprozesses mit berücksichtigen 

zu können. 

Das Analysematerial wird sich aus Selbst- und Fremdbeschreibungen zusammensetzten. 

Als Daten für die Selbstbeschreibung können potentiell also sämtliche textförmige Spuren der 

Bundesregierung ausgewählt werden. Für diese Arbeit habe ich eine Regierungserklärung der 

Kanzlerin, zwei Reden des Außenministers sowie zwei Interviews mit der Kanzlerin 

ausgewählt, wichtig ist der Bezug zur deutschen Russlandpolitik. Als erstes Dokument für das 

offene Kodieren verwendete ich die Regierungserklärung Angela Merkels, die vier Tage nach 

dem Referendum auf der Krim veröffentlicht wurde (siehe Kodierbaum: Regierungserklärung 

Merkel, 20. März 2014) 

Alle Daten ließen sich online finden und waren frei zugänglich. Interessant wäre es außerdem 

die Selbstbeschreibung noch auf weitere Ministerien auszuweiten, leider war dies im 

zeitlichen Rahmen dieser Arbeit nicht mehr möglich. Für die Auswahl der Bundeskanzlerin 

und des Außenministers entschied ich mich, da ich davon ausgehe, dass diese den größten 

Einfluss auf die Entscheidungen der deutschen Russlandpolitik haben. Aus diesem Grund 

habe ich auch mehr Texte für die Analyse der Selbstbeschreibung, als für die einzelnen 

Fremdbeschreibungen ausgewählt. 

Selbstverständlich können nicht alle Fremdbeschreibungen der deutschen Russlandpolitik im 

Rahmen dieser Bachelor-Arbeit beachtet werden, deshalb habe ich eine Vorauswahl auf Basis 

meines Vorwissens getroffen. Ziel dieser Auswahl ist es eine Vielzahl unterschiedlicher 

Perspektiven mit einzubeziehen, da ich davon ausgehe, dass eine größtmögliche 

Kontrastierung am Ende gehaltvollere Theorien hervorbringen wird. 

Ausgewählt als Fremdbeschreibung habe ich deshalb: 

1. die Sichtweise der russischen Regierung, diese Sichtweise halte ich für besonders 

wichtig, da deutsche Russlandpolitik und deren Ziele zwar von der Bundesregierung 

beschrieben werden kann, aber schlussendlich nur die Analyse der russischen 

Sichtweise Aufschluss darüber gibt, wie die Politik von der ‚anderen Seite’ beurteilt 

wird. Denn am Ende sollte man sich die Frage stellen können, welche Konsequenzen 

sich daraus ergeben, wenn die Überzeugungen der deutschen Russlandpolitik in keiner 
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Weise von Russland geteilt werden. Gleichzeitig soll natürlich darauf geachtet 

werden, welche Überzeugungen geteilt werden und somit Basis für eine gute 

Partnerschaft sein können. Die Texte waren teilweise online verfügbar auf deutsch, 

auf der offiziellen Seite des russischen Außenministeriums. Die Rede an die Nation 

fand ich übersetzt auf einem Blog im Internet. Um sicher zu gehen, dass die 

Übersetzung mit der Originalversion übereinstimmt, verglich ich die deutsche 

Übersetzung mit der englischen Version, die auf der offiziellen Seite des russischen 

Präsidenten veröffentlicht wurde. 

2. Die Sichtweise der deutschen Medien. Hierfür habe ich Zeitungsartikel der 

Süddeutschen Zeitung wie der Frankfurter Allgemeinen Zeitung ausgewählt, da diese 

an Platz 2 und 3 der meist verkauften Auflagen in Deutschland stehen und diese somit 

einen wichtigen Beitrag zur Meinungsbildung in Deutschland leisten und einen 

Einfluss darauf haben, wie die Russlandpolitik der Bundesregierung den Lesern 

präsentiert wird (Quelle: Meedia 2014). Alle Artikel waren über die Zeitungsarchive 

im Internet verfügbar. 

3. Die Sichtweise der Wirtschaftsvertreter. Diese Fremdbeschreibung wählte ich, da ich 

davon ausgehe, wie im Forschungsstand angesprochen, dass die Interessen an 

russischem Gas und der Handel zwischen deutschen und russischen Unternehmen 

einen Einfluss darauf haben, wie die Politik der Bundesregierung bewertet wird und 

dass die Vertreter der Wirtschaft durchaus andere Interessen und Ziele verfolgen als 

die Bundesregierung. Ausgewählt habe ich hierfür Interviews, mit den Vertretern des 

Ost-Ausschusses der deutschen Wirtschaft, sowie  der Deutsch-Russischen 

Auslandshandelskammer, die ebenfalls online verfügbar waren. 

 

Aufgrund der zeitlichen Begrenzung dieses Forschungsprojektes, habe ich mich für die 

genannte Auswahl an Fremdbeschreibungen entschieden und musste weiter Interessante 

Sichtweisen leider außen vor lassen. Ich  halte es für sinnvoller die einzelnen 

Fremdbeschreibungen intensiver zu analysieren, also auch jeweils mehrerer Texte 

auszuwählen, anstatt die Anzahl der Fremdbeschreibungen zu erhöhen, wenn jedoch die 

Reliabilität der Analyse darunter leidet. Auch wenn ich die Fremdbeschreibung der NGOs 

nicht mit untersuchen werde, erhoffe ich mir dennoch, dass die Medien auf die Situation der 

Menschenrechte und die Demokratiedefizite eingehen werden. Besonders interessant wäre es 

außerdem gewesen eine Forschungsreise in die Ukraine durchzuführen, um die Bewohner der 

Krim und der Süd-Ostukraine über die Politik des Westens und deren Sichtweise auf den 



	
   28	
  

Konflikt, sowie die deutsche Politik zu interviewen. Die Durchführung scheiterte leider am 

zeitlichen Rahmen, den finanziellen Mitteln, sowie den Fremdsprachenkenntnissen. Dennoch 

halte ich es immer noch für ein sinnvolles Projekt, dass sich auch an diese Arbeit problemlos 

anschließen könnte und einen wichtigen Beitrag zum Verständnis der Thematik leisten würde.  
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6. Forschungsergebnisse der Selbstbeschreibung 
 	
  

6.1 K1 Russland auch in Zeiten der Krise ein wichtiger Partner 
 
Russland wird auch in Zukunft ein wichtiger Partner für Deutschland bleiben müssen. So 

lautet eine Konklusion meiner Analyseergebnisse. Im folgenden möchte ich auf drei 

rekonstruierten Ziele der deutschen Russlandpolitik eingehen und aufzeigen, wieso 

Deutschland trotz unterschiedlichen Ansichten in Bezug auf den Konflikt nicht plötzlich alle 

Verbindungen zu Russland abbrechen wird und kann. Im Laufe der Analyse konnte 

festgestellt werden, dass Russland für die Bundesregierung ein wichtiger Partner für die 

europäische Sicherheitspolitik war, ist und bleiben wird. Außerdem soll auf Basis der Daten 

auf das unauflösbare Spannungsverhältnis zwischen Werten und Interessen der 

Bundesregierung eingegangen werden und wie die deutsche Russlandpolitik davon 

beeinflusst wird.  

 

6.1.1 K1 10 Russland ein wichtiger Partner für die  Sicherheitspolitik 
 

Um die Sicherheit in Deutschland ist es aktuell sehr gut bestellt, durch die Einbindung in die 

EU und NATO hat man unter anderem die USA als militärische Großmacht im Rücken und 

profitierte von diesen Bündnissen in den letzten Jahrzehnten offensichtlich. Man könnte also 

meinen, dass die Bundesregierung sich auf diesen Bündnissen „ausruht“, deshalb ist es umso 

interessanter, dass im Laufe der Forschung festgestellt werden konnte, dass trotz aller 

Meinungsverschiedenheiten und angespannten diplomatischen Beziehungen die 

Bundesregierung nicht davon ablässt, zu betonen wie wichtig eine Partnerschaft mit Russland 

für die Sicherheit in Europa und somit auch für die eigene Sicherheit ist.  

Das nachfolgende Zitat zeigt auf, dass Steinmeier die Argumentation seines Vorgängers 

Westerwelle übernimmt, wenn er sagt: 

 

 „Natürlich weiß auch ich nicht, wie die Sicherheitsarchitektur unseres gemeinsamen Raumes 

in 15 oder 20 Jahren aussehen wird. Aber wer nur einen Augenblick lang auf diesen Raum 

und seine Geschichte blickt, dem ist klar: Dauerhafte Sicherheit in Europa wird es nur mit 

und nicht gegen Russland geben.“ (Rede Steinmeier 12/2014: 2 Seq. 16) 
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Dieses Zitat ist natürlich in gewisser Weise selbsterklärend, wenn man die aktuelle Situation 

betrachtet, in der Frieden und Sicherheit auch durch Russland beeinflusst sind. Dies ist jedoch 

nur die eine Seite der Medaille, denn Bedrohungen des Friedens werden heute, und es wirkt 

mehr denn je zuvor, aus dem Ausland wahrgenommen. Der andauernde Bürgerkrieg in 

Libyen, der gescheiterte Einsatz in Afghanistan, bei dem sich die Frage der politischen 

Stabilität nach Abzug der Truppen stellt und wohl das eindrücklichste Beispiel, der IS, der 

sich in Syrien und im Irak ausgebreitet hat und der seine Drohungen gegenüber der westlichen 

Welt sehr offen und deutlich formuliert. Von dieser Form des Terrorismus geht eine Gefahr 

für die Sicherheit in Europas aus, für die die Bundesregierung eine Strategie entwickeln muss, 

mit der sie Deutschland am besten vor diesen relativ neuen Bedrohungen schützen kann. 

 

„Es ist weiter richtig, dass Russland und übrigens auch China gebraucht werden, wenn wir in 

verschiedenen internationalen Konflikten eine Lösung erreichen wollen. Beide Länder sind 

Vetomächte im UN-Sicherheitsrat. Und beide waren zum Beispiel im Syrien-Konflikt nicht 

hilfreich,[...].“ (Interview Merkel 05/2014: 1, Seq.24) 

 

Anstatt „[...], dass Russland und übrigens auch China gebraucht werden“ hätte die Kanzlerin 

auch sagen können: dass wir Russland und China brauchen. Denn wie das Ende des Zitates 

verdeutlicht, hat die Bundesregierung eine klare Vorstellung von einer Konfliktlösung in 

Syrien, die mit den Interessen Russlands nicht vereinbart sind. Sicherheitspolitik wird also 

von der Bundesregierung geplant, für das Erreichen der geplanten Ziele muss Russland 

jedoch seine Stimme im Sicherheitsrat im Sinne der Bundesregierung einsetzten. Das Beispiel 

Syrien verdeutlicht die Diskrepanz zwischen dem Wunsch der Bundesregierung, Russland als 

Partner in Fragen der Sicherheitspolitik zu haben und der aktuellen Ausgestaltung dieser 

Partnerschaft. 

Außerdem konnte rekonstruiert werden, dass die Bundesregierung aufgrund der Geschichte 

eine moralische Pflicht empfindet, sich für Sicherheit in Europa einzusetzen und weiß es zu 

schätzen, dass zwischen den Staaten über einen so lange Zeitraum Frieden herrscht, 

gleichzeitig wird Russland ermahnt, sich seiner Pflicht auch bewusst zu werden und den 

Frieden in Europa nicht als Selbstverständlichkeit zu verstehen. 

Sicherheitspolitik wird also auch in Zukunft eine große Herausforderung sein für die 

Bundesregierung die hier im Sinne des Neo-Institutionalismus die Überzeugung aufweist, 

dass Interdependenzen zwischen Staaten und in Organisationen einen wichtigen Beitrag zum 

Frieden leisten und drückt deshalb immer wieder den Wunsch aus, die Kooperation nicht nur 
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mit den Verbündeten im Westen zu stärken um ihre Sicherheitsinteressen am besten vertreten 

zu können. Dennoch wurde auch deutlich, dass sich Anspruch und Realität an die 

Kooperation mit Russland im Bereich der Sicherheitspolitik noch sichtlich unterscheiden, 

Grund dafür sind auch das Fehlen der gemeinsamen Ziele. Genau hier sollte die 

Bundesregierung ihren aktuellen Ansatz überprüfen und Antworten darauf finden, in welchen 

Bereichen Russland wirklich an einer Kooperation interessiert ist. 

Zuletzt muss man jedoch auch die Trennung der Sicherheit in Europa und in Deutschland 

eingehen, denn die Bundesregierung sieht sich hier in einer relativ entspannten Lage, in der 

trotz der mitgetragenen Sanktionen der EU keine direkte Gefahr eines militärischen Angriffs 

durch Russland wahrgenommen wird. 

 

 

6.1.2 K1 20 Zwischen Werten und Interessen – ein unauflösbares Spannungsverhältnis 
 

Außenpolitik steht immer im Spannungsverhältnis zwischen Werten und Interessen, die Frage 

lautet also nicht verfolgt Deutschland eine interessenbasierte oder eine wertebasierte Politik, 

sondern in welchem Verhältnis stehen diese beiden Ziele zueinander. Zuerst einmal gilt es 

jedoch zu beantworten, welche Werte es sind, für die sich die Bundesregierung einsetzt. Aus 

den Daten lässt sich schließen, dass die Werte Frieden und die Freiheit besonders von der 

Bundesregierung hervorgehoben werden. Daraus ergibt sich auch, dass die Einhaltung des 

(internationalen-) Rechts ein weiterer wichtiger Wert für die Bundesregierung ist, denn nur 

dann können Friede und Freiheit gewährleistet sein. Wurde in der Vergangenheit von 

verschiedenen Seiten immer wieder gefordert, dass die Bundesregierung den Partner Russland 

schärfer kritisiert wenn es um die Durchsetzung dieser Werte im eigenen Land geht, werden 

bei der Bundesregierung aktuell sehr deutliche Töne angeschlagen.  

 

„Wir haben ohne Zweifel tiefgreifende Meinungsverschiedenheiten. Trotzdem bin ich davon 

überzeugt, dass mittel- und langfristig die enge Partnerschaft mit Russland fortgesetzt werden 

sollte. Das setzt ein Mindestmaß an gemeinsamen Werten voraus, die sich auch in konkreter 

Politik niederschlagen müssen.“ (Interview Merkel 05/2014: 1, Seq.13) 

 

Auch die Sanktionen verdeutlichen, dass die Bundesregierung nun sogar gewollt ist Nachteile 

in Kauf zu nehmen, um ihre Werte, deutlich sichtbarer gegenüber Russland zu vertreten. 

Russland scheint mit der Krim für die Bundesregierung eine Linie überschritten zu haben, bei 
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der die Basis für eine Partnerschaft wie sie viele Jahre aufgebaut wurde nicht mehr gegeben 

ist.  

Jedoch muss nun auch auf die (wirtschaftlichen-)Interessen der Bundesregierung mit 

Russland eingegangen werden, da diese ein Bestandteil der Partnerschaften sind. Während der 

Analyse konnte festgestellt werden, dass über die Interessen deutlich weniger gesprochen 

wird und wie diese durch den Konflikt beeinflusst werden. Deshalb war es umso wichtiger die 

prägnanten Aussagen zu erfassen.  Klar wurde jedoch, dass die Bundesregierung weiterhin am 

wirtschaftlichen Austausch interessiert ist, jedoch unter der Bedingung, dass Russland die 

angesprochenen Werte auch umsetzt.  

Besonders interessant wird die Frage nach dem Spannungsverhältnis, wenn man seinen Blick 

auf den Rohstoffhandel mit Russland richtet und das Zitat der Kanzlerin im Interview mit der 

FAZ hervorhebt:  

 

„Die EU-Kommission arbeitet Vorschläge aus, die die unterschiedliche Betroffenheit von 

Mitgliedstaaten etwa aufgrund ihrer Abhängigkeit von russischem Gas berücksichtigen“ 

(Interview Merkel 05/2014: 1, Seq.19) 

 

Das Zitat bezieht sich auf die Vorschläge für die Sanktionen der EU. Die Abhängigkeiten 

vom russischen Gas beeinflussen also die Wahl der Sanktionen. Deutschland bezieht selbst 

über 30% seines Gases aus Russland. Im Umkehrschluss ist also davon auszugehen, dass die 

Sanktionen so gewählt wurden, dass eine Versorgungssicherheit für die europäischen Staaten 

weiterhin gegeben ist, beziehungsweise man davon ausgegangen ist, dass russisches Gas 

weiterhin fließen wird. Dies lässt natürlich an der Glaubwürdigkeit der Verfolgung der 

angesprochenen Werte und der Effektivität der Sanktionen zweifeln. Mehr noch muss man 

sich die Frage stellen, ob eine Beeinflussung Russlands hin zu einem Wandel zu mehr 

Demokratie nicht in dem Moment, in dem man eine derartige Abhängigkeit eingegangen ist 

schon zur Utopie wurde.  

 

6.1.3 K1 30 Die gescheiterte Ostpolitik  
 

Die Forschung zeigte, dass der Konflikt die Hoffnung in einen Wandel durch Annäherung 

endgültig enttäuscht hat. Wenn die Bundeskanzlerin feststellt, dass eine Partnerschaft mit 

Russland ein „Mindestmaß an gemeinsamen Werten“ voraussetzt, dann verdeutlicht dies, dass 
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für die Bundesregierung Russland und Deutschland aktuell nicht weiter voneinander entfernt 

sein könnten (Interview Merkel 05/2014: 1, Seq.13). 

Trotzdem möchte die Bundesregierung weiterhin an der aktuellen Strategie festhalten und ist 

von deren Erfolg überzeugt. 

 

„Ich sehe keine Notwendigkeit für einen ganz neuen Politikansatz, und ich habe in der 

globalen Welt des 21. Jahrhunderts nicht vor, zu überwundenen Strukturen des 19. und 20. 

Jahrhunderts zurückzukehren.“ (Interview Merkel 05/2014: 1, Seq.14) 

 

Das schließt auch den Handel mit Russland ein, der nicht nur fortgesetzt sondern in Zukunft 

ausgebaut werden soll. Dabei geht Steinmeier auf den von Putin vorgeschlagenen 

gemeinsamen Wirtschaftsraum von Lissabon bis Wladiwostok ein und erklärt dies als ein 

zukünftiges Ziel der deutschen Russlandpolitik. 

 

„Ich habe kürzlich in Deutschland vorgeschlagen, dass wir Möglichkeiten zu einem engeren 

Dialog zwischen der Europäischen Union und der  Eurasischen Wirtschaftsunion ausloten 

mit dem Ziel, unser gemeinsames Wirtschaftspotential besser auszunutzen“ (Rede Steinmeier 

12/2014: 2 Seq. 14) 

 

Trotz des Konfliktes werden also die bestehenden Partnerschaften in gleicherweise fortgeführt 

oder sollen in Zukunft fortgeführt werden. Die Bundesregierung sieht also trotz der fehlenden 

Werte keinen Anlass dafür die Ausgestaltungen der Partnerschaften zu überarbeiten und deren 

Erfolg zu hinterfragen, auch wenn wie nachgewiesen wurde, die Partnerschaft nun auf  einen 

Interessenbasierten Austausch beschränkt ist. 

Gleiches gilt für die Hoffnung, die man in die russische Zivilgesellschaft hat. Die 

Bundesregierung ist der Überzeugung, dass eine Beeinflussung der russischen Regierung 

nicht möglich ist, deshalb erhofft man sich, dass die russische Zivilgesellschaft die deutsche 

Sichtweise versteht und sich für die eigenen Wertevorstellungen in Russland einsetzt. 

Die Bundesregierung sollte jedoch aus diesen Erkenntnissen Konsequenzen ziehen. Eine 

angestrebte Fortführung der strategischen und der Modernisierungs-partnerschaft sollte nicht 

das angestrebte Ziel sein, sondern ein neuer Ansatz muss entwickelt werden. Entweder man 

akzeptiert Russland als einen reinen Handelspartner und bemüht sich um die Optimierung 

dieser Beziehungen und akzeptiert die unterschiedlichen Wertevorstellungen. Das Russland 

trotz Demokratiedefiziten stets auf stabile Wirtschaftsbeziehungen Wert legt bewies es immer 
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wieder, auch in Zeiten des Konfliktes. Auch die Hoffnung in die Zivilgesellschaft benötigt 

mit Bezug zum Vorwissen eine kritische Betrachtung, denn Putin und seine Politik genießt 

gerade jetzt, in Zeiten der Krise, in Russland besonders viel Unterstützung. Das heißt nicht, 

dass ein innerpolitischer Wandel in Russland automatisch ausgeschlossen werden muss, es 

könnte sogar hilfreich sein, wenn Feindbilder und Stereotypen in den Gesellschaften 

überwunden werden und auch jetzt schon lassen sich Protestbewegungen und Widerstand aus 

der russischen Gesellschaft beobachten. 

Oder eine andere Möglichkeit, der Bundesregierung, wäre sich ernsthaft nach Alternativen zu 

russischem Gas umzusehen, nur wenn die Abhängigkeit verringert wird, ist ein Eintreten für 

die eigenen Werte glaubwürdig und weitere Sanktionsmöglichkeiten könnten beschlossen 

werden. Eine Garantie, dass dies jedoch am Ende das Verhalten Russlands beeinflussen wird 

gibt es natürlich nicht. Dazu kommt, dass dieser Weg aus verschiedensten Gründen nicht 

realisierbar ist. Erstens müsste man neue Partner für Flüssiggaslieferungen suchen und viel 

Geld in Flüssiggashäfen investieren, zweitens müsste man sich sehr deutlich in der Debatte 

um Fracking positionieren und dafür auch die gesellschaftliche Akzeptanz finden und drittens 

wären dann aber immer noch nicht die teilweise deutlich höheren Abhängigkeiten anderer 

EU-Partner aufgehoben.  

Die Optionen sind sichtbar eingeschränkt. Der Bundesregierung bleibt also gerade nichts 

anderes übrig, als die Abhängigkeit von Russland zu akzeptieren und die daraus resultierende 

Einsicht, dass die Regeln für die zukünftige Partnerschaft zu einem großen Teil von Russland 

diktiert werden, wenn man den Frieden in Europa erhalten möchte. Die Ergebnisse hingegen 

zeigen auf, wie auch bereits angesprochen, dass die Bundesregierung weiterhin von dem 

Ansatz des Wandels durch Annäherung überzeugt ist und die Interessen am Ende doch über 

den Werten stehen. 

 

 

6.2 K2 Deutschland als Gestaltungsmacht in Europa 
 

Seit Beginn des Konfliktes lässt sich beobachten, dass die Bundesregierung große 

Bemühungen macht, sich im Konflikt zu engagieren um eine Lösung zu erzielen. Das belegen 

nicht nur die vielen Reisen des Außenministers in die Ukraine, sondern auch die Bemühungen 

um die Verhandlungen mit den Konfliktparteien. Aus den Daten lässt sich schließen, dass der 

Bundesregierung wichtig ist, Stärke gegenüber Russland zu beweisen, oder wie es die 

Kanzlerin ausdrückt: 
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„Einen Tag später erfolgten die Anerkennung der sogenannten Unabhängigkeit der Krim 

durch Russland und der Vertragsschluss zu einem Beitritt der Krim zur Russischen 

Föderation, also weitere völkerrechtswidrige Schritte gegen die Einheit der Ukraine. Sie 

erfordern die entschlossene wie geschlossene Antwort Europas und seiner Partner.“ 

(Regierungserklärung 03/2014: 2, Seq. 10) 

 

Eine entschlossene Antwort fordert auch der Außenminister, denn er behauptet, dass die EU 

nur dann keine Schwäche zeigt, also sich nicht angreifbar macht gegenüber Russland. 

  

„Russland weiß: Wenn Europa sich in einer so zentralen Frage auseinanderdividiert, dann ist 

die gemeinsame europäische Außenpolitik zu Ende, bevor sie begonnen hat.“ (Rede 

Steinmeier 03/2014: 3, Seq. 22) 
 
Gleichzeitig kann die Sequenz als Appell an die Partner der EU interpretiert werden, sich 

kooperativ zu verhalten, den entschlossenen Kurs mit zu tragen. Dies wird besonders 

bedeutend, wenn man es vor dem Hintergrund betrachtet, dass die Bundesregierung sich 

maßgeblich daran beteiligt diesen Kurs zu bestimmen. Betont werden hier von der Regierung 

beispielsweise ihre Bemühungen um die OSZE und die Sanktionen. Auch auf staatlicher 

Ebene gab die Bundesregierung mit dem Absagen der Regierungskonsultationen einen 

deutlichen Kurs vor. Diese Absage sowie die Entscheidung Russland aus den G8 

auszuschließen stehen jedoch im Widerspruch mit der immer wieder betonten 

Dialogbereitschaft, wenn Russland von zwei wichtigen Plattformen des Austausches verbannt 

wird. Die Bundesregierung sendet Russland somit deutliche Signale: Wir entscheiden unter 

welchen Bedingungen ein Dialog stattfindet und sinnvoll ist. Die Bundesregierung übernimmt 

eine Führungsrolle und möchte europäische Russlandpolitik gestalten. Damit ist die 

Bundesregierung nicht alleine, Frankreich und Polen setzten sich ebenfalls seit Beginn des 

Konfliktes für eine Konfliktlösung ein, jedoch musste ich im Laufe der Forschung feststellen, 

dass dies von der Bundesregierung nicht hervorgehoben wird. Darüber hinaus war bereits vor 

der Forschung bekannt, dass Polen einen deutlich härteren Kurs gegenüber Russland fordert, 

das heißt weitere und verschärfte Sanktionen erlassen möchte. Im Interview der FAZ mit der 

Kanzlerin wurde dies thematisiert und gefragt, ob sie eher einem härteren Kurs, wie von 

Polen gefordert wird folgt, oder einem weicheren Kurs, wie im Sinne des Außenministers. 

Ihre Antwort dazu:  
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„Frank-Walter Steinmeier und ich arbeiten Hand in Hand. Und so wie die Bundesregierung 

hält auch die Europäische Union mit Amerika in dieser Krise zusammen. Diese Einigkeit des 

Westens ist ein hohes Gut.“ (Interview Merkel 05/2014: 1, Seq.23)  

 

Die Antwort verdeutlicht, dass die Kanzlerin auf der Seite des Außenministers steht, 

interessanter ist jedoch, dass auf die Forderungen Polens überhaupt nicht eingegangen wird. 

Mit der Feststellung der Einigkeit des Westens werden die Interessen Polens abgetan. 

Einigkeit besteht, da man auf die Forderungen nicht eingeht, Polen sich mit den bisherigen 

Entschlüssen, die im Sinne der Bundesregierung sind begnügen muss. Im weiteren Verlauf 

der gesamten Forschung wurde auf die Rolle der östlichen Partner in der EU, deren Besorgnis 

und deren Forderungen nicht weiter eingegangen. Aus diesem „nicht thematisieren“ lässt sich 

schließen, dass die Forderungen für die Bundesregierung nicht von zentraler Bedeutung sind, 

man lässt sich in seinem Kurs nicht beirren, die östlichen Partner müssen sich anpassen. Auch 

die Erwähnung der USA sollte hier angesprochen werden, denn diese als Antwort auf diese 

Frage in einem Satz mit der Europäischen Union zu nennen, verdeutlicht, wie gering doch der 

Einfluss der Partner der EU ist, wenn Anstellen einer Thematisierung der Forderungen Polens 

die Einigkeit mit der USA hervorgehoben wird. Eine Abstimmung mit der USA, ist also noch 

ein weiterer Grund, dass der Osten in den Hintergrund rückt.  

 

6.2.1 Fehlende Augenhöhe 
 

Doch auch im Umgang mit Russland macht sich dieser Gestaltungswille bemerkbar, auch 

über die Wahl des Gesprächsrahmens heraus. Dazu lässt sich zuerst sagen, dass das erklärte 

Ziel der Bundesregierung die Aufgabe Russlands der Besetzung der Ukraine, ist. Die 

Analyseergebnisse verdeutlichen auch, welche Strategie die Bundesregierung hier verfolgt, 

um dies zu erreichen. Zwar betont die Bundesregierung, dass sie sich bewusst ist über die 

engen kulturellen und sprachlichen Gemeinsamkeiten Russlands und den Bewohnern der 

Ostukraine, was jedoch ausbleibt ist darauf einzugehen, was diese Gemeinsamkeiten für den 

Konflikt und deren Lösung bedeuten könnten und wie die Einstellung der Bewohner der 

Ostukraine zu Russland ist. Der Fokus der Bundesregierung liegt darauf Russland zu einem 

Einlenken aufzufordern.  
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„Russland sollte mit der EU zusammenwirken bei der wirtschaftlichen Stabilisierung der 

Ukraine.“ (Rede Steinmeier 03/2014: 3, Seq. 30) 

 

„Aber nun muss eben Russland ein Zeichen setzen – und zwar jetzt!“ (Rede Steinmeier 

03/2014: 3, Seq. 34) 

 

Russland sollte, Russland muss kooperieren, die Wortwahl des Außenministers verdeutlicht 

den fordernden Ton, mit dem man Russland gegenüber tritt und der Russland sehr genau 

vorgibt, wie zu handeln ist. Das erste Zitat legt jedoch eine weitere wichtige Annahme offen. 

Russland sollte mit der EU zusammenwirken, oder um es in anderen Worten auszudrücken 

die EU bestimmt die Regeln, unter denen Russland zu kooperieren hat. Genauso hätte der 

Außenminister formulieren können: Wir werden mit Russland kooperieren. Es verdeutlicht 

ein Abhängigkeitsverhältnis, in dem die Rollen aus Sicht der Bundesregierung klar verteilt 

sind. Unterstützt wird diese These von der Aussage der Kanzlerin, die feststellt, dass 

„Während der gesamten Zeit der Verhandlungen [...] die EU immer wieder auch 

Kooperationsangebote an Russland gemacht [hat]“ (Interview Merkel 05/2014: 1, Seq.16). 

Umgekehrt stellt sich doch die Frage, ob die Bundesregierung auch auf Kooperationsangebote 

Russlands eingegangen ist, beziehungsweise beabsichtigt auf diese einzugehen, diese 

Optionen jedoch nicht thematisiert. 

Die angeführten Passagen verdeutlichen, dass die im Forschungsstand angesprochene 

Augenhöhe, die im Umgang mit Russland bemängelt wurde, aktuell weiterhin Grund zur 

Kritik gibt. Wie aufgezeigt wurde, hat die Bundesregierung eine ziemlich genaue Vorstellung 

einer Konfliktlösung, bei der Russland zu erst reagieren muss. Auch in Hinblick auf die 

Ausgestaltung des Osteuropäischen Raumes scheint diese Vorstellung zu existieren. Russland 

hingegen bleibt die Wahl sich diesen Vorstellung anzupassen, einzulenken und auf die 

Bundesregierung  zuzugehen. Wie die Ergebnisse zeigen konnte, fehlen meiner Ansicht nach 

jedoch die kritische Hinterfragung der Haltung und der bisherigen Handlungen der 

Bundesregierung, sowie erkennbare Schritte, die in Richtung Russlands gehen und die die 

Interessen der Ostukrainer noch mehr in den Blick nehmen. 
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6.3 K3 Das Deutsche Russlandbild – der aggressive Realist 
 

Was beeinflusst darüber hinaus die deutsche Russlandpolitik? Sicherlich sind es zu einem die 

Ziele die hinter den Handlungen stehen, jedoch bin ich auch der Überzeugung, dass das 

Russlandbild der Bundesregierung eine Beeinflussung der Reaktionen der Bundesregierung 

mit sich bringt. 

Aus den Analyseergebnissen lässt sich, wie die Überschrift schon zeigt ein Muster erkennen, 

dass die Bundesregierung Russland im Realismus verankert sieht. Das zentrale Argument des 

Realismus ist, dass die Staaten im Internationalen System nur das Ziel der 

Überlebenssicherung haben. Um dieses Ziel erreichen zu können verfolgen die Staaten 

folglich keine Ideologien, sondern die Staaten streben stets nach Macht. Morgenthau, der die 

Theorie entwickelte führte dieses Streben zurück auf die Natur des Menschen. Angelehnt an 

Hobbes definiert Morgenthau den Machttrieb als ein Wesensmerkmal des Menschen (vgl. 

Jacobs 2010: 39ff). Unterstützt werden diese Annahmen durch den anarchischen Zustand des 

internationalen Systems, da eine übergeordnete Instanz fehlt, die die Staaten regulieren 

könnte, leben die Staaten immer in der Gefahr überfallen zu werden. Macht dient also dem 

Selbstschutz. 

Wenn man sich nun die Selbstbeschreibungen der Bundesregierung ansieht, so ist auffällig, 

dass der aktuelle Konflikt mehrere Male mit dem Kalten Krieg verglichen wird um das 

russische Vorgehen zu kritisieren. 

 

„Der kalte Krieg ist vorbei: Die Logik des 21. Jahrhunderts ist die von Kooperation, nicht 

Konfrontation“ (Rede Steinmeier 03/2014: 3, Seq. 11) 

 

Auch die Kanzlerin drückt es sehr ähnlich aus.  

 

„Russland wendet sich derzeit wieder altem Denken in Einflusssphären zu. Das passt nicht in 

unsere Zeit der internationalen Kooperation und des Interessenausgleichs, wie es sich seit 

dem Ende des Kalten Krieges herausgebildet hat.“ (Interview Merkel 05/2014: 1, Seq. 9) 

 

Hinter diesen Antworten steckt also die Überzeugung der Regierung, dass Russlands 

Regierung immer noch in den selben Denkmustern wie zu Zeiten des Kalten Krieges verharrt. 

Der Kalte Krieg war geprägt von den Großmachtbestrebungen Russlands und der USA. Das 

Wettrüsten der beiden Staaten diente dem Ziel, ihre Macht auszugleichen. Russlands aktuelles 

Handeln wird somit auch  als reine Machtbestrebung gesehen. Verdeutlicht wird dies noch 
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wenn man beachtet, dass die Bundesregierung von den Handlungen Russlands überrascht 

wurde, diese also damit ausdrückt, dass sie keinerlei Vorahnung hatte, wie Russland handeln 

wird. Damit schreibt sie Russland die gesamte Verantwortung für die Situation in der Ukraine 

zu und erwartet ein Einlenken der russischen Regierung. Die Bundesregierung macht es sich  

damit ziemlich einfach, denn wenn der Schuldige eindeutig benannt ist, schiebt man 

gleichzeitig die Verantwortung von sich und umgeht die Frage welche Fehler man selbst 

begangen hat. Gerade mit Blick auf das Vorwissen, dass Putin immer wieder die aktuelle 

Situation bemängelt hat, hilft dieses Bild von Russland der Regierung genau diese Fragen 

nicht stellen zu müssen. Dies wird umso deutlicher wenn man beachtet, dass die 

Bundesregierung eine Angst vor einem russischen Imperialismus ausdrückt, also das 

Russland auch in weitere Nachbarstaaten einfallen könnte. Diese Überlegungen tragen dazu 

bei, dass man die Beweggründe und Ziele Russlands im speziellen Fall der Ukraine nicht 

genauer versucht zu verstehen. Russland der aggressive Realist, dessen Handeln nicht 

nachvollziehbar und nicht beeinflussbar ist. 

Diese Sichtweise Russlands beeinflusst jedoch auch die deutsch-russischen Beziehungen bzw. 

wird diese in Zukunft beeinflussen, denn ein Staat dessen wahrgenommenes oberstes Ziel das 

Streben nach Macht ist, hat wenig Interesse an Kooperationen und Vernetzungen. Russland ist 

also kein Teil der globalisierten Welt, in der jedoch Kooperation und Vernetzung unabdingbar 

für die Bundesregierung sind. Auch hier wird jedoch wieder eine Antwort auf die Frage der 

Verantwortung gegeben, denn so umgeht man, dass die bestehenden Kooperationen 

hinterfragt werden, oder man die Sichtweise Russlands auf diese ernsthaft mit einbeziehen 

muss.  

 

 

6.4 K4 Deutschland die Zivil-Ohnmacht 
 
Mit Hinblick auf den aktuellen Konflikt, ließen sich im Laufe der Forschung immer wieder 

Rückschlüsse auf die Frage der deutschen Zivilmacht machen. Aus den Selbstbeschreibungen 

der Bundesregierung wird deutlich, dass die Bundesregierung eine Strategie verfolgt, die sie 

in gewissen Punkten, die vorgestellt werden, als Zivilmacht klassifiziert. 

Die Bundesregierung betont immer wieder wie wichtig der Dialog für eine Konfliktlösung ist. 

Dementsprechend setzt sie sich auch dafür ein, dass der Dialog mit Russland nicht abbricht, 

sondern sie sucht das Gespräch. Dies beweisen auch die vielen Telefongespräche der 

Kanzlerin mit dem russischen Präsidenten, der Einsatz des Außenministers vor Ort in der 
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Ukraine und in Russland die Konfliktparteien an einen Tisch zu bringen um die Minsker 

Abkommen in die Wege zu leiten. Auch wurde deutlich, dass die Bundesregierung viel 

Vertrauen in die Internationalen Organisationen hat und überzeugt davon ist, dass diese zu 

einer Zivilisierung des Internationalen Systems beitragen. Umso größer scheint die 

Enttäuschung über den Konflikt, der vor Augen führt, dass obwohl Ukraine, Russland und 

Deutschland alles Teilnehmerstaaten der OSZE sind, es zu einer Eskalation der Situation kam. 

Die Reaktionen der Bundesregierung darauf hingegen sprechen ebenfalls für eine deutsche 

Zivilmacht. Bis heute lehnt es die Bundesregierung konsequent ab, die Ukraine militärisch zu 

unterstützen. Die Position Deutschlands ist, trotz des verurteilten Völkerrechtsbruchs durch 

Russland, eindeutig. Dies kommt noch einmal besonders zur Geltung, wenn man beachtet, 

dass die USA von Beginn an einen deutlich härteren Kurs gegenüber Russland forderte, 

Militärübungen in Osteuropa durchgeführt hat und nicht zuletzt Militärfahrzeuge und 

Drohnen in die Ukraine zur Unterstützung der ukrainischen Armee im Kampf gegen die 

Separatisten lieferte (vgl. Zeit-Online 2014(c)). 

Erneut dem Zivilmachtskonzept entsprechend, reagierte die Bundesregierung als Konsequenz 

auf Russlands Vorgehen mit den Forderungen nach Sanktionen in der EU, die wie bekannt ist 

auch durchgesetzt wurden und dennoch verdeutlichen sie, gleichzeitig welche Konsequenzen 

es hat, im Sinne des Zivilmachtkonzeptes zu agieren. Durch den frühen Ausschluss 

militärischer Mittel, bleiben die Sanktionen das letzte Mittel, dass der Bundesregierung zur 

Verfügung steht. Die eingeführten Sanktionen hingegen brachten kein Einlenken Russlands, 

keine Aufgabe der Krim und auch der gewaltvolle Krieg konnte bisher nicht gestoppt werden. 

Die Überzeugungen den Bundesregierung in Bezug auf eine Lösung des Konfliktes haben 

also eine Machtlosigkeit gegenüber Russland zur Folge, zu der es keine Alternative gibt. Die 

Kanzlerin argumentiert hingegen damit, dass eine schnelle Lösung selbstverständlich nicht zu 

erwarten sei.  
 
„Ich sage seit Wochen, dass man zur Lösung mancher Konflikte einen langen Atem braucht. 

So haben die alte Bundesrepublik und besonders CDU und CSU 40 Jahre lang darauf gesetzt, 

dass Deutschland eines Tages wieder vereint wird. Oder denken Sie an die baltischen 

Staaten, die ihre Unabhängigkeit erst nach Jahrzehnten sowjetischer Herrschaft 

wiedererlangt haben.“ (Interview Merkel 05/2014: 1, Seq.17) 

 

Zweifel ruft diese Strategie auch hervor wenn man in Betracht zieht, dass aus den 

Rekonstruktionen der Rede Steinmeiers im März 2014 festgestellt wurde, dass dieser nicht 
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von einer Aufgabe der Krim durch Russland ausgeht sondern sich auf eine weitere 

Ausbreitung des Konfliktes konzentriert.  

 

„Wir haben uns keine Illusionen gemacht – weder über die Dimension des Konflikts noch 

über die Entschiedenheit der russischen Führung. Dennoch haben wir an der Überzeugung 

festgehalten, dass nichts unterlassen werden darf, was den Ausbruch eines noch größeren 

Konflikts verhindern kann“ (Rede Steinmeier 03/2014: 3, Seq. 13) 

 

Genauso hätte Steinmeier sagen können, es darf nichts unterlassen werden, damit die Ukraine 

wieder ein Teil der souveränen Ukraine wird. Es muss als Eingeständnis des Auswärtigen 

Amtes gewertet werden, dass die verfolgte Strategie in diesem Punkt nicht erfolgreich sein 

wird. 

Mit der Strategie des  „lange Atems“ den die Kanzlerin hier fordert, scheint sie also andere 

Ziele zu verfolgen als der Außenminister. Fakt ist jedoch, dass weiterhin ein gewaltvoller 

Konflikt in der Ukraine herrscht, die Waffenruhe immer wieder gebrochen wird und die 

Bemühungen um eine Wiederherstellung der Friedensordnung bisher gescheitert sind.  

 

 

6.5 K5 Russland ein Partner 2. Ordnung 
 
Die Frage nach dem Status der deutsch-russischen Partnerschaft wurde im Laufe der 

Forschungsarbeit immer wieder gestellt und wie bereits schon beschrieben wurde, konnten 

Ergebnisse in Bezug auf die Art und Weise in der die Bundesregierung Russland 

gegenübertritt rekonstruiert werden. Nicht nur über die Art und Weise der Kommunikation 

gab die Forschung Aufschluss sondern auch über den Stellenwert, den die deutsch-russische 

Partnerschaft für die Bundesregierung einnimmt. Besonders wird die Partnerschaft zu 

Amerika betont, die für die Bundesregierung einen besonders wichtigen Stellenwert hat. 

 

„Mit den Vereinigten Staaten verbindet uns eine über viele Jahrzehnte gewachsene 

Freundschaft und Partnerschaft. Deutschland kann sich keinen besseren Partner als die 

Vereinigten Staaten wünschen.“ (Interview Merkel 05/2014: 1, Seq.28) 

 

Für die Kanzlerin hat die USA als Partner also eindeutig Vorrang vor Russland, mehr noch 

wird hier ausgeschlossen, dass Russland eine vergleichbare Partnerschaft mit Deutschland 
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erreichen könnte. Einen wichtigen Faktor dieser, von der Bundesregierung hervorgehobenen 

Partnerschaft, stellt die NATO da. Die Analyse zeigte, dass die Bundesregierung sich deutlich 

in dem westlichen Militärbündnis verankert sieht, dies auf die gemeinsam geteilten Werte 

zurückführt und keinen Grund für eine Hinterfragung ihrer Mitgliedschaft sieht. Auch die 

sicherheitspolitischen Überlegungen dürfen natürlich nicht vergessen werden. Daraus ergibt 

sich auch, dass die Bundesregierung betont immer in Abstimmung mit den USA zu handeln. 

Auch wenn diese Ergebnisse weniger überraschend sind, lässt sich daran zweifeln, in wie fern 

die Bundesregierung ihre eigenen Interessen wirklich vertreten kann, wenn eine Abstimmung 

mit der USA immer erfolgt und die USA offensichtlich nicht immer der gleichen Meinung ist 

wie die Bundesregierung in Fragen der Russlandpolitik. Es wäre hieran anschließend sehr 

spannend zu prüfen wie weit die deutsche Außenpolitik von den USA und anders herum 

beeinflusst wird. Es muss jedoch festgestellt werden, dass die USA einen relevanten Einfluss 

haben, wenn dies von der Bundeskanzlerin in so einer Weise betont wird. 

Ein weiteres wichtiges ausgemachtes Ziel der Bundesregierung stellt die europäische 

Einigung dar, die Bemühungen im Konflikt mit Russland, die zugesagten Hilfen und das 

ursprünglich angebotene Assoziierungsabkommen für die Ukraine müssen als der Wunsch 

gedeutet werden, dass die Ukraine möglichst schnell in die westlichen Strukturen 

eingebunden wird. Weiter konnte sogar erkannt werden, dass die Bundesregierung die 

Ukraine bereits jetzt schon wie einen Teil der EU ansieht und sich dementsprechend für sie 

einsetzt. 

Russland wird damit zu verstehen gegeben, dass es ein Partner zweiter Ordnung für die 

Bundesregierung ist und aktuell auch keine Hoffnung haben muss, dass sich an diesem 

Zustand etwas ändern wird. Mehr noch scheint der Konflikt die Bundesregierung in ihren 

Überzeugungen zu bestärken. 
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7. Ergebnisse der Fremdbeschreibung der russischen Regierung 
 
Die Analyse brachte interessante Ergebnisse der Sichtweise Russlands zum Vorschein. Diese 

benötigen jedoch eine kurze Anmerkung. Im Laufe der Forschung musste festgestellt werden, 

dass häufig nicht ganz deutlich wurde, wer genau mit den Aussagen angesprochen werden 

soll, denn häufig sprachen Lawrow und Putin vom „Westen“. Auch wenn Deutschland ein 

Teil des Westens ist, kann nicht ganz sicher gesagt sein, ob nur die EU oder, aus Gründen der 

Vereinfachung die USA gemeint ist, beziehungsweise zu welchen Teilen die einzelnen 

Akteure bei dieser Anrede gemeint sind. Dennoch gehe ich davon aus, dass die Politik der 

Bundesregierung hier auch mit eingeschlossen werden muss. Mehr Aufschluss darüber 

werden auch die Ergebnisse der K2 „Deutschland eine Marionette“ geben. Zu Beginn möchte 

ich jedoch in K1 „Arroganz und Ignoranz des Westens“ genauer auf die Sichtweise Russlands 

auf die Politik der Bundesregierung eingehen. 

 

 

7.1 K1 Arroganz und Ignoranz des Westens 
 

Es ist keine große Überraschung, dass die russische Regierung Kritik an der Politik der 

Bundesregierung formuliert, aber es lohnt sich diese Kritik genauer zu betrachten, um zu 

verstehen, wie die deutsche Russlandpolitik von Russland wahrgenommen wird.  

Die zwei zentralen Begriffe sind hier die Arroganz und die Ignoranz, die, wie rekonstruiert 

werden konnte, in der deutschen Russlandpolitik von Russland gesehen werden. Unter 

Arroganz ist erstens die Art der Kommunikation mit der russischen Regierung zu verstehen. 

Die russische Regierung sieht sich von der Bundesregierung nicht auf Augenhöhe begegnet, 

sondern wird stets von ihr belehrt. Diese als respektlos empfundene Kommunikationsweise 

hindert somit aus Sicht Russlands zielführende Verhandlungen für eine Konfliktlösung. Putin 

ist hier in seiner Wortwahl sehr deutlich, wenn er sagt: 

 

„Wir bekommen immer zu hören: Da sind prorussische Separatisten, sie müssen dies tun, sie 

müssen jenes tun, nehmen Sie Einfluss, machen Sie das so. Ich frage immer: Und was haben 

Sie gemacht, um auf Ihre Klientel in Kiew Einfluss zu nehmen?“ (Interview Putin 11/2014: 1, 

Seq. 23) 
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Weiter verdeutlicht sich für die russische Regierung die Arroganz darin, dass die 

Bundesregierung nicht versucht einen Perspektivenwechsel einzugehen, um die russische 

Sichtweise und deren Anliegen, Forderungen und Probleme zu verstehen. Damit 

einhergehend leitet sich eine fehlende Kompromissbereitschaft von deutscher Seite aus ab. 

Ein zentrales Ereignis stellt das Abkommen vom 21. Februar dar, das unter anderem zwischen 

der Bundesregierung, der Ukraine und Russland gemacht wurde und eine friedliche 

Entwicklung in der Ukraine als Ziel hatte. Putin kritisiert:  

 

„Entweder hätten die Außenminister der europäischen Staaten – Deutschland, Polen und 

Frankreich – als Garanten für die Einhaltung der Vereinbarungen zwischen der Regierung 

und der Opposition nicht unterschreiben sollen, oder, wenn man unterschrieben hat, hätte 

man auch die Einhaltung der Vereinbarungen sicherstellen sollen.“ (Interview Putin 

11/2014: 1, Seq. 12) 

 

Gleichzeitig lässt es Kritik an Russland zu, da es natürlich fragwürdig ist, wie die 

Bundesregierung eine friedliche innere Entwicklung hätte garantieren sollen, wenn die 

Ukraine als souveräner Staat wahrgenommen wird.  

Die angesprochene Ignoranz, die Russland in der Politik der Bundesregierung sieht lässt sich 

in zwei Punkten aufzeigen. Erstens werden und wurden von der Bundesregierung die 

bestehenden Interdependenzen zwischen Russland und der Ukraine ignoriert und nicht darauf 

eingegangen, dass die geplante Annäherung an die Ukraine auch Folgen für Russland und die 

russische Wirtschaft hat, man also bei der Planung eines Assoziierungsabkommens sich schon 

mehr mit Russland an einen Tisch hätte setzte müssen.  

 

„Wir sind dafür, aber lassen Sie uns das Schritt für Schritt machen, angesichts der Probleme, 

der realen Probleme, die zwischen uns und der Ukraine entstehen können. Was war die 

Antwort? Das geht Sie nichts an. Halten Sie sich aus diesem Thema raus“ (Interview Putin 

11/2014: 1, Seq. 10) 

 

Das Zitat enthüllt hinzukommend den zweiten Punkt der Ignoranz, die Angebote Russlands 

an die Bundesregierung und die EU. Die russische Regierung gibt sich im Verlauf des 

gesamten analysierten Materials immer sehr offen für Dialoge und interessiert an 

Partnerschaftsangeboten mit der EU, wird jedoch von diesen, nicht nur in Fragen der Ukraine, 

konsequent ignoriert und von den Verhandlungen ausgeschlossen. Leider ist es dem zeitlichen 
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Umfang dieser Arbeit geschuldet, dass diesen Aussagen zu Verhandlungsangeboten, von 

russischer wie auch deutscher Seite nicht weiter überprüft werden können und nachgegangen 

werden kann. Es wäre durchaus interessant hier im Rahmen einer weiteren Forschungsarbeit 

zu prüfen, welche Plattformen des Austausches zwischen der EU, der Bundesregierung und 

Russland real existieren und in Vergangenheit existierten und welche Bemühungen die 

einzelnen Akteure vor Beginn des Konfliktes um Kooperationen und Annäherung gemacht 

haben, da man ansonsten von reinen Spekulationen ausgehen muss, beziehungsweise 

entscheiden müsste welcher Seite man Glauben schenkt, was nicht im Sinne dieser 

Forschungsarbeit wäre .Denn wie gezeigt wurde lassen sich hier Parallelen in den Aussagen 

der Bundesregierung und der russischen Regierung finden. Für diese Arbeit muss also die 

Erkenntnis reichen, das Russland davon überzeugt ist, dass der Bundesregierung und der EU 

daran gelegen ist, dass der Einfluss Russlands in Europa bewusst möglichst gering gehalten 

wird und jegliche Annäherungsversuche ignoriert werden. 

Abschließend lässt sich zusammenfassen, dass Russland das Vertrauen in die Partnerschaft 

mit der EU fehlt. Hier spreche ich bewusst von der EU als gesamtes Gebilde, da wie in K2 

„Deutschland eine Marionette“ noch genauer gezeigt wird die Beziehungen zwischen 

Deutschland und Russland eine gewisse Sonderrolle aus Sicht Russlands innerhalb der EU 

einnehmen.  

 

 

7.2 K2 Deutschland eine Marionette 
 

Wie die Analyse zeigt, lässt sich aus russischer Sichtweise die deutsche Russlandpolitik nicht 

nur auf die bilateralen Beziehungen zwischen den beiden Staaten beschränken. Deshalb ist es 

für Russland wichtig weitere Akteure und deren Rolle mit ein zu beziehen. Deshalb ist es 

unumgänglich auf die Sichtweise Russlands des Westens und die besondere Rolle, sowie die 

sich daraus ergebenden Probleme, der NATO einzugehen. Für Russland stellt die NATO 

einen bedeutenden Teil des Konfliktes dar. Die russische Regierung fühlt sich von der NATO 

bedroht und dies bereits vor des Konfliktes.  

 

„Darüber hinaus wächst die Anzahl von Stützpunkten. Sind es russische Stützpunkte, die in 

der ganzen Welt verstreut sind? Nein. Das sind NATO-Stützpunkte. Amerikanische 

Stützpunkte sind in der ganzen Welt verstreut, unter anderem auch nahe unserer Grenzen.“ 

Interview Putin 11/2014: 1, Seq. 4 
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Gleichzeitig setzt Russland die NATO immer wieder mit der USA gleich. Die treibende Kraft 

hinter der NATO stellt also die USA dar. Als Bedrohung werden vor allem die 

Osterweiterung der NATO sowie die Stützpunkte in Europa ausgemacht und diese auch auf 

die USA zurückgeführt. Es wurde auch deutlich, dass die NATO-Politik für Russland im 

Gegensatz zu einer ausgebauten Sicherheitspolitik steht, wie sie sich die Bundesregierung 

wünscht. Verständlich wird dies vor allem in dem Zusammenhang, dass Russlands 

Überlegungen zur Internationalen Politik sehr macht-fokussiert sind. 

 

„Ich möchte unterstreichen: entweder werden wir souverän sein oder wir werden uns in 

dieser Welt verlieren und auflösen.“ (Rede Putin 12/2014: 1, Seq. 11) 

 

Abgaben der Souveränität für eine effektivere Zusammenarbeit mit dem Westen kommen also 

für Putin nicht in Frage. Aus den Zitaten lässt sich vielmehr rekonstruieren, dass Putin Macht 

auch immer automatisch als Bedrohung wahrnimmt, die Möglichkeit, dass die 

Militärstützpunkte der USA eine Hilfe im gemeinsamen Kampf gegen neue Bedrohungen aus 

dem Ausland sein könnten, zieht Putin gar nicht erst in Erwägung, für ihn stellen Sie eine 

Bedrohung der Sicherheit Russlands dar und eine Provokation der USA.  

Auf der anderen Seite fühlt Russland sich, wie auch von der EU von der NATO ignoriert. 

Kooperationsangebote wurden abgelehnt, Russland nicht als Partner akzeptiert und die 

Erweiterungen über Russlands Kopf hinweg entschieden, obwohl die Regierung ihren Unmut 

deutlich kund getan hat. Auch hier könnten die Ergebnisse einer weiteren Forschungsarbeit 

aufschlussreich sein um zu überprüfen wie diese Angebote in der Vergangenheit aussahen. 

 

Möchte man die Ergebnisse dieser Kategorie zusammenfassen, so muss die Behauptung 

aufgestellt werden, dass die USA für Russland die Wurzel allen Übels sind. Für Russland 

stellt die USA eindeutig den Schuldigen und den Auslöser des Konfliktes in der Ukraine dar, 

jedoch ging es ihr dabei nicht um die Unterstützung der Ukrainer, sondern mit dem erklärten 

Ziel, Russland zu schaden und einen Putsch in der Ukraine herbei zu führen. 

 

„Übrigens, zu den Sanktionen. Das ist nicht bloß eine nervöse Reaktion der USA und ihrer 

Verbündeten auf unsere Position im Zusammenhang mit den Ereignissen und den 

Staatsstreich in der Ukraine oder mit dem sogenannten "Krim-Frühling".(Rede Putin 

12/2014: 1, Seq. 12) 
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Man muss sich doch fragen, weshalb auch die Verantwortung für die Sanktionen nur den 

USA zugeschrieben wird, wenn die EU und besonders Deutschland sich von Beginn für die 

Sanktionen eingesetzt haben. Dies lässt darauf schließen, dass der Einfluss auf den Konflikt, 

den Russland der Bundesregierung am Konflikt und in der NATO zuschreibt so gering ist, 

dass er kaum Erwähnung in der Sichtweise Russlands findet. Die Fäden zieht also die USA, 

die Bundesregierung und somit auch die restlichen Staaten der EU werden nur als 

Marionetten der USA wahrgenommen, die deren Großmachtbestrebungen unterstützen und 

somit einer sinnvollen Kooperation mit Russland im Wege stehen.  

 

„Ich habe nicht zufällig die amerikanischen Freunde  erwähnt, denn die beeinflussen stets die 

Beziehungen zu unseren Nachbarn, offen oder verdeckt.“ (Rede Putin 12/2014: 1, Seq. 2) 

 

Besonders eindrücklich versteht man dies, wenn man gesehen hat welchen hohen Stellenwert 

Putin der Souveränität zuschreibt. Die russische Regierung ist der Überzeugung, dass diese 

Souveränität in den Entscheidungen der Bundesregierung fehlt. 

Der konstante Verweis auf das Völkerrecht wird für Russland nur ein vorgeschobener Grund 

und zur Legitimation für die eigentlichen Pläne der USA. Mit dem Verweis der russischen 

Regierung auf den Kosovo, den Putin als Präzedenzfall für eine Sezession ansieht und die 

Betonung, dass der Westen unter anderem Faschisten in der Ukraine unterstützt drückt die 

Regierung ganz deutlich aus, dass der so häufig unterstrichenen Wertepolitik die 

Glaubwürdigkeit fehlt. Jedoch sollte man nicht vergessen, dass die große Mehrheit der UN-

Vollversammlung (100 Stimmen), sich für einen Bruch des Völkerrechts ausgesprochen 

haben, was den Vorwurf der Willkürlichkeit wieder etwas relativiert und verdeutlicht, dass 

Russland den „Westen“ sehr bewusst als Feindbild ausgemacht hat. 

 

 

7.3 K3 Die Sonderrolle der deutsch-russischen Beziehungen 
 
Die deutsch-russischen Beziehungen im speziellen benötigen, dies zeigen die Ergebnisse, 

noch eine separate Betrachtung, da diese von der russischen Regierung teilweise auch 

gesondert angesprochen worden sind. Sie unterscheiden sich in einigen Punkten von den 

Beziehungen, die Russland zum Westen, oder wie schon beschrieben zur NATO und der USA 

beschreibt.  
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Dabei ist es hervor zu heben, dass die russische Regierung stets um einen versöhnlichen, 

positiven Ton bemüht ist, wenn die westlichen Staaten angesprochen werden. 

Dennoch kommt den deutsch-russischen Beziehungen eine Sonderrolle auch russischer Sicht 

zu. 

 

„Schauen Sie sich an, welche Stimmung zwischen Russland und Deutschland in den letzten 10 

oder 15 Jahren herrschte. Ich weiß nicht, ob es so eine Stimmung jemals zuvor gegeben hatte 

– ich denke, nicht.“ (Interview Putin 11/2014: 1, Seq. 27) 

 

Die Beziehungen haben sich im letzten Jahrzehnt positiv entwickelt und natürlich wird dies 

von der Regierung auch begrüßt. Im vergleich zur Sichtweise der Bundesregierung, muss hier 

auf eine wichtige Diskrepanz hingewiesen werden, denn im Gegensatz zur Bundesregierung 

wird die Partnerschaft der beiden Staaten nicht durch den Konflikt beeinflusst. Die russische 

Regierung sieht keinen Grund, dass sich dies in Zukunft ändern sollte, sondern ist an guten 

Beziehungen interessiert. Verständnis für diesen Gegensatz gibt die Erkenntnis darüber, was 

für Putin Partnerschaften bedeuten und wie diese idealerweise ausgestaltet werden. 

 

„Wir werden unsere Präsenz in jenen Regionen ausbauen, wo heute Integrationsprozesse von 

statten gehen, wo man Politik und Wirtschaft nicht vermengt und wo stattdessen Barrieren für 

Handel, für Austausch von Technologien und Investitionen sowie für Reisefreiheit abgebaut 

werden.“ (Rede Putin 12/2014: 1, Seq. 18) 

 

Partnerschaften sind für Putin sehr deutlich interessenorientiert. Der wirtschaftliche Nutzen 

steht für Putin an oberster Stelle. Gleichzeitig lehnt Putin hier die von der Bundesregierung 

häufig angesprochenen Beeinflussung zur Übernahme demokratischer Werte deutlich ab. Vor 

diesem Hintergrund muss also davon ausgegangen werden, dass die von Putin betont guten 

Beziehungen zu Deutschland sich auch auf diesen interessenbasierten Austausch beschränken. 

Wenn  „Politik“ in Partnerschaften keine Rolle spielen soll, dann wird auch verständlich, dass 

Putin sich einen Ausbau der deutsch-russischen Beziehungen wünscht, auch zu Zeiten des 

Konfliktes, denn dieser hat dann konsequenter Weise die Beziehungen nicht zu beeinflussen 

und ist getrennt zu betrachten. Mit dieser Sichtweise rückt gleichzeitig der Streit um den 

Völkerrechtsbruch in den Hintergrund, wenn es um die bilateralen Beziehungen geht. Auf 

dieser Basis sieht Russland in Deutschland einen guten Partner, dessen „initiative Rolle“ bei 

der Entwicklung der Beziehungen gelobt wird und dessen Verhandlungsart als „respektvoll“ 
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beschrieben wird. Aus der Analyse ergibt sich, dass die Beziehungen zu Deutschland von 

Russland unter anderem auch geschätzt werden, da sie für Russland einen weiteren Zweck 

erfüllen. Russland erkennt in Deutschland ein Potential für die Beziehungen zwischen der EU 

und Russland. Die russische Regierung erkennt, welchen Einfluss die Bundesregierung auf 

die EU hat und sieht die Bundesregierung hier in einer Vermittlerrolle, die für die 

Stabilisierung und die „Harmonisierung“ der Beziehungen wichtig ist. Aus russischer Sicht 

wird dies natürlich relevant, wenn man an die Sanktionspolitik der EU denkt und den Einsatz 

der Bundesregierung für einen gemäßigten Kurs gegenüber den europäischen Partnern 

bedenkt und deren Bemühungen um die Annäherung mit Russland hin zu einer Kooperation 

der EAWU und der EU. Auch hier zeigt sich erneut die Fokussierung auf die russischen 

Wirtschaftsinteressen und wie wenig Russland auf die Kritik in Bezug auf das Vorgehen in 

der Ukraine eingeht. 

 

„Und ich glaube, es ist eine sehr gute Basis, eine gute Grundlage für die Entwicklung nicht 

nur von bilateralen Beziehungen, sondern auch von Beziehungen zwischen Russland und 

Europa insgesamt und, breiter, zur Harmonisierung der globalen Beziehungen. Es wäre sehr 

schade, all das zu verlieren.“ (Interview Putin 11/2014: 1, Seq. 28) 

 

„Im Laufe von Jahrzehnten sind die Beziehungen zwischen Russland und Deutschland ein 

wichtiger Faktor der europäischen Politik“ (Interview Lawrow 11/2014: 1, Seq. 2) 

 

Aus den Ergebnissen der Sichtweise Russlands lässt sich also schließen, dass die 

Beziehungen in Zukunft weiterhin gepflegt werden sollen und eine komplette Umgestaltung 

aus russischer Sicht nicht zwingend notwendig ist, auch wenn deutliche Unterschiede zur 

Bundesregierung in den Zielsetzungen festgestellt werden konnten. Die Bundesregierung hat 

in Zukunft die Wahl, ob Russland ein Partner bleiben soll, dann muss sie sich jedoch auch 

bewusst sein worauf sie sich einlässt. Die Regeln unter denen weiterhin Interesse besteht hat 

Russland zumindest schon einmal vorgegeben. 

 

 

7.4 K4 Russland der starke Staat 
  
Abschließend möchte ich noch auf das Selbstbild der russischen Regierung eingehen, denn 

die Art und Weise wie Russland sich selbst wahrnimmt ist meines Erachtens auch zu 
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berücksichtigen, wenn man verstehen möchte, wie die deutsche Russlandpolitik von Russland 

eingeordnet wird und um ein besseres Verständnis für die Handlungen der russischen 

Regierung zu bekommen. Wie in K2 schon beschrieben sind die Sichtweisen der russischen 

Regierung häufig fokussiert auf die Macht der Staaten und so ist es nicht verwunderlich, dass 

Russland sich als starker Staat sieht und präsentiert, der dem Westen nicht unterlegen ist und 

dem der Westen auch nicht schaden kann. Dies konnte im Besonderen aus den Reaktionen auf 

die Sanktionen festgestellt werden. Diese werden nicht als Nachteil für Russland beschrieben, 

sondern zu einer Chance umgedreht, die russische Wirtschaft anzukurbeln. Noch weiter geht 

Russland auf die eigene Stärke ein, wenn es den ausgemachten Machtbestrebungen und 

Bedrohungen durch die USA die eigenen militärische Stärke entgegensetzt.  

 

„Es wird niemandem gelingen, militärische Überlegenheit gegenüber Russland zu erlangen. 

Unsere Armee ist modern und kampffähig.“ (Rede Putin 12/2014: 1, Seq. 17) 

 

Dieses Zitat, dass der Rede an die Nation entstammt und somit an die russische Bevölkerung 

gerichtet ist, veranschaulicht, wie wichtig es Putin ist, das Bild des unbesiegbaren Staates 

aufrecht zu erhalten. Ein Blick auf die Rüstungsausgaben beispielsweise der USA im 

Vergleich zu Russland spricht für eine andere Realität (640 Mrd Dollar gab die USA 2013 

aus,  nur 87,8 Mrd Dollar wurden von Russland investiert) (vgl. Spiegel-Online 2014b). 

Die Aussagen Putins können also auch als politische Mittel zur Legitimation seiner eigenen 

Handlungen verstanden werden, in dem Feindbilder aufgebaut werden, vor denen Russland 

seinen Bürgern den nötigen Schutz versprechen kann.  

Neben der Betonung der eigenen Stärke gibt sich Russland gegenüber der Bundesregierung 

sehr kompromissbereit. Russland hebt hervor, dass es das gemeinsame, oberste Ziel sein 

muss, das Minsker Abkommen durchzusetzen. Der Konflikt hat jedoch gezeigt, dass trotz 

beschlossenem Abkommen es lange Zeit zu keiner Waffenruhe kam. Leider kommt diese 

Arbeit auch hier an ihre Grenzen, denn leider lässt es sich wohl nicht überprüfen, welcher 

Einfluss von Russland auf die Separatisten ausgeübt wurde und wie ernst die Umsetzung von 

Seiten der Ukraine genommen wurde.  

 

Interessant sind aber die Sichtweisen Russlands auf die Ukraine. Putin sagt als Reaktion auf 

den Konflikt:  

 



	
   51	
  

„Oder werden wir nach gemeinsamen Lösungen suchen? Dann müssen wir die Standpunkte 

annähern, dann müssen wir – ich sage jetzt etwas, was vielleicht auch in Russland nicht jeder 

gerne hören wird – versuchen, einen einheitlichen politischen Raum in diesen Gebieten zu 

schaffen.“ (Interview Putin 11/2014: 1, Seq. 24) 

 

Interessant ist der Abschnitt: dann müssen wir versuchen, einen einheitlichen politischen 

Raum in diesem Gebiet zu schaffen. Der Abschnitt enthält eine wichtige Sichtweise Putins, 

der sich ein Gestaltungsrecht in der Ukraine zuschreibt. Die Ukraine wird als politischer 

Raum wahrgenommen, den der Westen und Russland gemeinsam gestalten werden und sich 

darüber einig werden wie dies aussieht. Dabei wird auch deutlich, dass Putin die freie Wahl 

der Ukraine über ihre Zukunft zu entscheiden ausschließt,  also eine Annäherung der Ukraine 

an die EU nur in Abklärung mit Russland stattfinden kann. Hier verdeutlicht sich ein weiterer 

Gegensatz zur Bundesregierung, denn diese Entscheidungen über den Kopf hinweg der 

Ukrainer steht der viel betonten freien Wahl der Bundesregierung sichtbar entgegen. 
 
 

8. Fremdbeschreibung Massenmedien 
 

8.1 K1 Der unschuldige Westen 
 

Es lässt sich schon einmal vorweg nehmen, dass die Analyse der Medien einige Parallelen in 

ihren Sichtweisen zu denen der Bundesregierung aufweist. Dies wird besonders deutlich, 

wenn man genauer betrachtet wie Russland im Konflikt gesehen wird. Für die Medien steht 

der Schuldige im Konflikt fest: Russland.  

 

„Schließlich geht es hier nicht um das Für und Wider von Mindestlohn oder Atomkraft, es 

geht um den Konflikt zwischen einem aggressiven Autokraten und den westlichen 

Demokratien.“ (Zeit Online10/2014: 1, Seq. 3) 

 

Besonders aufschlussreich ist hier die Gegenüberstellung des aggressivem Autokraten und 

den westlichen Demokratien. Die Verallgemeinerung zu „westlichen Demokratien“ lässt 

darauf schließen, dass hier wohl die demokratischen Werte gemeint sind, die den 

verschiedenen Demokratien eins sind, da sie sich in ihren Ausgestaltungen doch deutlich 

unterscheiden. Russland hingegen wird als aggressiver Autokrat beschrieben, der also folglich 
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diese demokratischen Werte missachtet (um die Verallgemeinerung zu übernehmen) und auf 

einen Konflikt aus ist. Auch im weiteren Verlauf der Forschung konnte festgestellt werden, 

dass Russland aus Sicht der Medien nicht auf eine Konfliktlösung aus ist, sondern wohl eher 

noch Gefallen daran findet den Westen zu provozieren und sich auf keinerlei Kompromiss 

und Dialog einzulassen. 

 

„Die wünschen nämlich nichts sehnlicher als ein Deutschland, das über Russlands Führung 

den Daumen senkt. Steinmeiers Perspektive ist: Er ärgert Putins Hardliner mehr mit 

Gesprächsangeboten als mit harten Worten.“ (Süddeutsche Zeitung „05/14: 1, Seq. 7) 

 

Es muss genauer auf die Formulierung eingegangen werden, dass Steinmeier Putins Hardliner 

„ärgert“ mit Gesprächsangeboten statt harter Worte. Der Autor impliziert hier also, dass die 

Gesprächsangebote nur einseitig von Seiten der Bundesregierung gemacht werden und Teile 

der russischen Regierung kein Interesse an einer friedlichen  Lösung haben, sondern hoffen, 

dass die Bundesregierung auf Konfrontation setzt und eine Eskalation der Lage befürworten 

würde. Gleichzeitig wird die Sichtweise auf die Bundesregierung klar, die unermüdlich 

Russland Angebote macht, auch wenn sie damit gegen eine Wand redet. Russland ist 

unbelehrbar und auch in den Medien konnte die Angst vor einem Imperialismus Russlands, 

das seine Nachbarstaaten in gleicher Weise überfallen könnte wie die Ukraine, rekonstruiert 

werden. 

 

„In Berlin hat man diese Worte als Bekenntnis Putins zu einem Denken in Einflusszonen 

gelesen, und grübelt seither darüber nach, was das für jene Staaten an der russischen 

Peripherie bedeutet, die sich auf die Europäische Union zubewegen wollen. In Putins 

Bildsprache lautet die Frage, die Merkel umtreibt: Wie weit reicht die Taiga des Bären?“ 

(Süddeutsche Zeitung 17.11/14: 1, Seq. 10) 

 

Bei Ulrich in der Zeit wird noch deutlicher von „Putins nationalistisch-imperialer Ideologie“ 

gesprochen  (Zeit Online10/2014: 1, Seq. 4). Bemerkenswert ist, dass die Frage nach der 

Reichweite der Taiga hervorgehoben wird, ignoriert wird hingegen die Aussage Putins die 

sich eine Sequenz vorher findet und bei der eine durchaus gegensätzliche Interpretation der 

Sichtweise Putins angelegt werden kann. 
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„Der Bär hat nicht vor, und das weiß ich absolut sicher, in andere Klimazonen zu ziehen. Er 

fühlt sich dort unwohl. Doch seine Taiga wird der Bär an niemanden abtreten, das sollte 

jedem hier klar sein.“ (Süddeutsche Zeitung 17.11/14: 1, Seq. 9) 

 

Anstelle imperialistischer Bestrebungen Russlands lässt sich hier eher ein Streben nach 

Sicherheit herauslesen, dass die Taiga nicht abgegeben wird. Außerdem könnte man die 

Metapher des Bären, der nicht in andere Klimazonen zieht, ebenso gut als Antithese zu den 

imperialistischen Bestrebungen Russlands werten. Die Fokussierung der Süddeutschen 

transportiert also bewusst eine gewählte Sichtweise auf die Politik Russlands. 

 

Bei all diesen Annahmen wurde die Situation in der Ukraine und beispielsweise die 

Forderungen der pro-russischen Ukrainer, die am Ausbruch des Konfliktes ebenso beteiligt 

waren, nicht erwähnt, für die Sicht der Medien scheint kein Grund für einen Einbezug dieser 

Sichtweise zu bestehen. Bestärkt wird dies auch noch einmal wenn man die Aussagen des 

russischen Präsidenten mit einbezieht, der auf die bestehenden Abkommen zwischen der 

Ukraine und Russland hingewiesen hat. Darüber hinaus sind die kulturellen Gemeinsamkeiten 

der Ostukraine und Russlands zu nennen und die vertragliche Regelung über die  

Stationierung der Schwarzmeerflotte auf der Krim. Ebenso wenig finden sich Anmerkungen 

zu dem geplanten Assoziierungsabkommen mit der Ukraine, deren Folgen für Russland oder 

die vorangegangenen Äußerungen Putins, dass er Probleme aufkommen sieht, wenn Russland 

bei den Verhandlungen ignoriert wird. Daraus soll nicht abgeleitet werden, dass diese 

bestehenden Verbindungen Russlands Vorgehen legitimieren müssen, aber es muss die Frage 

gestellt werden, weshalb die Medien in Ihrer Berichterstattung diesen Perspektivenwechsel 

außen vorlassen, der für ein Verständnis, eine Aufklärung und eine Meinungsbildung über 

den aktuellen Konflikt durchaus wichtig wären.  

Was lässt sich also daraus schließen, wenn nicht nach den Beweggründen für das Handeln 

Russlands in den Medien gefragt wird, sondern man sich auf Charakterisierungen Putins als 

„aggressiven Autokraten“, der auf eine Eskalation des Konfliktes auch über die Grenzen der 

Ukraine aus ist, beschränkt ? Mit diesen Beschreibungen wird  der Bundesregierung jegliche 

Verantwortung an der Situation in der Ukraine abgesprochen denn die Schuld liegt bei 

Russland. Gleichzeitig legitimiert diese Sichtweise die unternommenen Maßnahmen gegen 

Russland, Hilfe für die hilflose Ukraine wird zur Selbstverständlichkeit. Schlussendlich hat es 

zu Folge, dass die Handlungen der Bundesregierung viel zu wenig hinterfragt werden, da man 

die Überzeugungen der Bundesregierung in vielen Punkten teilt.  
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8.2 K2 Partnerschaften überdenken 
 
Trotz der herausgearbeiteten Gemeinsamkeiten in den Überzeugungen der Bundesregierung 

konnten dennoch Kritikpunkte herausgearbeitet werden, die sich hauptsächlich auf die 

Partnerschaften mit den westlichen Staaten beziehen, beziehungsweise auf die NATO und die 

EU.  

Auch wenn die USA und Großbritannien Mitglieder der NATO sind und viele 

Entscheidungen in der Vergangenheit aufgrund eines Konsens der Mitglieder getroffen 

wurden, so ist es wichtig die NATO und die Partnerschaften mit den einzelnen Staaten 

gesondert zu betrachten.   
 
„So inflationär haben damals viele westliche Politiker das Wort Freiheit benutzt, um Kriege 

zu begründen, dass heute die meisten schon Krieg hören, wenn das Wort Freiheit außerhalb 

von Sonntagsreden fällt. Wenn die einen von Demokratie sprechen, dann sehen die anderen 

schon die F-16-Bomber aufsteigen.“ (Zeit Online10/2014: 1, Seq. 7) 

 

Für Ulrich leitet sich aus diesen Vertrauensbrüchen der USA und Großbritanniens eine 

Ablehnung der Politik der USA in der Gesellschaft ab, die eine „mildere“ Beurteilung Putins 

zur Folge hat. Also in dem Sinne, dass die hochgehaltenen demokratischen Werte wie 

beispielsweise die Freiheit missbraucht wurden, für Kriege, deren völkerrechtliche 

Legitimation, würde man auf diese nun genauer eingehen, mindestens genauso diskutabel 

wäre, wie die Partizipation Russlands in der Ukraine. Auch wenn die Bush-Ära der 

Vergangenheit angehört, haben sich die Kritikpunkte nicht vollkommen in Luft aufgelöst, 

sondern mit dem Drohnenkrieg „bewegt sich auch Barack Obama wieder in einer 

völkerrechtlichen Grauzone“ (Zeit Online10/2014: 1, Seq. 8). Die Bundesregierung hat den 

westlichen Staaten, ins Besondere den USA, in diesen Punkten zu blind vertraut und zu Teilen 

auch unterstützt, was heute ein Legitimationsproblem der Russlandpolitik in der Gesellschaft 

mit sich bringt. 

Anders hingegen sieht die Beurteilung der Süddeutschen der NATO aus. Die Nato wird im 

Gegensatz zur Sichtweise Russlands nicht als Bedrohung und Teil der Probleme des 

Konfliktes gesehen, sondern als ein wichtiges Bündnis für die eigene Sicherheit, wie auch die 

Sicherheit der Ukraine.  
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„Verwerflich aber wäre es, wenn die Nato der Ukraine gerade jetzt jede Hoffnung auf 

künftige Mitgliedschaft rauben würde. Gerade jetzt, nachdem sie gelernt hat, dass es für sie 

keine verlässliche Sicherheit gibt außerhalb der Allianz und dem dort geltenden 

Beistandsversprechen“ (Süddeutsche Zeitung 11/14: 1, Seq. 10) 

Fried macht es sich hier doch sehr einfach, wenn er glaubt eine Aufnahme der Ukraine in die 

NATO schenkt der Ukraine Sicherheit und löst somit die Probleme die der Konflikt zum 

Vorschein gebracht hat. Gerade in Bezug auf die Aussagen Putins, der sich von der NATO 

und deren Erweiterung bedroht fühlt, ignoriert dieser Ansatz, dass derartige Aussichten für 

die Ukraine von Russland als Provokation wahrgenommen werden. Dahinter steht die 

Überzeugung, dass das Beistandsversprechen Russland einschüchtert und Russland seine 

Truppen abzieht, sogar die Krim aufgegeben wird? Diese Annahme kann man machen, dann 

darf man jedoch auch nicht die andere Seite vergessen, der Fall, dass Russland trotz 

Beistandsversprechen an seiner Strategie festhält. Dann wäre ein Krieg unausweichlich und 

die Folgen höchst wahrscheinlich verheerend. 

Zusammenfassend lässt sich für die deutsche Russlandpolitik sagen, dass die Medien die 

Überzeugung haben, dass die Bundesregierung die Beziehungen zu ihren westlichen Partnern 

überdenken sollte und besonders gegenüber den USA souveräner auftreten sollte, um ihre 

Wertepolitik mehr Glaubwürdigkeit zu schenken. Es ist höchst problematisch, nach Osten 

Werte zu predigen, die im Westen mit Füßen getreten wurden und werden. Die Beteiligung in 

der NATO wird hingegen weitaus weniger kritisch betrachtet, hier wird der Logik gefolgt, je 

größer, desto mehr Sicherheit, deshalb sollte auf Expansion gesetzt werden. 

 

8.2.1 Deutschland und die EU 
 

Neben der NATO steht die EU, als supranationale Institution und die Rolle Deutschlands in 

dieser, die Anlass für Kritik gaben und aus der weitere Überzeugungen der Medien 

rekonstruiert werden konnten. Aus Sicht der Medien schöpft die EU nicht das Potential aus, 

dass es aufgrund ihrer Größe und ihrer wirtschaftlichen Stärke eigentlich besitzt. Dies wirkt 

sich auch negativ auf die Russlandpolitik aus und deren Legitimation in der Gesellschaft. 

Dabei werden die folgenden Faktoren als zentral angesehen. Erstens wird die Politik der 

Bundesregierung auf EU-Ebene als undurchsichtig angesehen, die für die Bürger nicht 

nachvollziehbar und nicht beeinflussbar ist. Die Entscheidungen werden über die Köpfe der 

Bürger hinweg getroffen, es fehlen Möglichkeiten der Partizipation, die über die Wahlen 
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hinaus gehen, um die Entscheidungen auch demokratisch zu legitimieren. Zweitens 

blockieren die internen Probleme der EU ein gemeinsames auftreten, die Finanzkrise betrifft 

besonders die südlichen Länder immer noch zu stark, als dass Russlandpolitik eine Priorität 

darstellt. Für die Medien ist Russlandpolitik also nur dann überzeugend, wenn alle Partner die 

selben Ziele mit dem selben Einsatz verfolgen.  

 

„Denn wenn es ein wiederkehrendes Motiv im Verhalten des Präsidenten zu entdecken gibt, 

dann ist es seine Geringschätzung der EU und auch der Nato. Ihre Schwäche hilft ihm, 

weshalb Merkel und Steinmeier genauso viel Energie aufwenden, die Geschlossenheit der 

Schnecke Europa in der Ukraine-Politik zu wahren.“ (Süddeutsche Zeitung 05/14: 1, Seq. 19) 

 

Das Zitat verdeutlicht den dritten Faktor, die Handlungsfähigkeit der EU. Die EU ist erstens 

in ihren Entscheidungen langsam und reagiert nicht schnell genug auf Russland, was der 

Struktur der EU geschuldet ist, bei der ein Konsens unter den Staaten die Voraussetzung für 

einen Beschluss ist. Die Bundesregierung wird hier als Vermittler gesehen, damit das Gerüst 

der EU nicht auseinanderbricht, auf der anderen Seite versucht natürlich jeder Staat auch 

seine Interessen so gut wie möglich zu vertreten. Das bedeutet, dass für die Medien der 

europäischen Europapolitik ein gemeinsamer Kurs fehlt. Das setzt voraus, dass die Staaten an 

einer gemeinsamen Russlandpolitik interessiert sein müssen, dafür benötigt es gegenseitige 

Unterstützung zur Stabilisierung der einzelnen Staaten (Bsp. Einigung über die Schuldenfrage 

in Griechenland sind hier denkbar). Erst dann kann Russland als geschlossene Einheit 

gegenüber getreten werden. Das impliziert aber auch, dass die Bundesregierung sowie alle 

Staaten nicht nur auf ihre eigenen Interessen fokussiert sein dürfen. 

 
	
  

8.3 K3 Zivilmacht Deutschland 
 
Abschließend muss auf Basis der Ergebnisse auch aus Sicht der Medien noch einmal darauf 

eingegangen werden, dass diese die Politik der Bundesregierung in vielen Punkten deutlich 

im Sinne des Zivilmachtskonzeptes verstehen. Dazu gehört selbstverständlich der Verzicht 

auf militärische Mittel. Dies wird nicht nur im Ukraine Konflikt deutlich sondern auch im 

Gesamtbild der deutschen Außenpolitik.  
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„Die jeweiligen Begründungen dafür, nicht mitzumachen, waren indes von der Art, dass man 

sich schwerlich überhaupt noch irgendeine größere militärische Intervention vorstellen kann, 

an der die Deutschen teilnehmen würden. Und wenn, dann nur unter hohem Druck der 

Verbündeten.“ (Zeit Online10/2014: 1, Seq. 15)  

 

Auch wird deutlich, dass Partnerschaften und Kooperationen mit anderen Staaten als 

besonders wichtig gesehen werden. Unterstützt wird die Klassifizierung durch den wichtigen 

Punkt, der Gestaltungswille zu einer zivilisierteren Welt. Auch dies wird bei den Medien 

deutlich, dass versucht wird den großen Einsatz, den die Kanzlerin und der Außenminister 

leisten um eine militärischen Konflikt zu umgehen, hervor zu heben.  

 

„Merkel hatte im Gespräch mit Obama sichergestellt, dass der US-Präsident eine stärkere 

Rolle der OSZE akzeptieren und einem neuen Treffen in Genf positiv gegenüberstehen würde. 

Und Steinmeier hatte den OSZE-Vorsitzenden Burkhalter von einem größeren Einsatz 

überzeugt und danach die EU-Außenbeauftragte Ashton dafür gewonnen“ (Süddeutsche 

Zeitung 05/14: 1, Seq. 13) 

 

Es zeichnet sich im Laufe der Forschung ein deutliches Bild ab, dass die Bundesregierung für 

die Medien eine wertebasierte Politik verfolgt, an der es wenig Kritik zu äußern gibt. Die 

Integrität der Ukraine soll geschützt werden, Russlands Handeln wird verurteilt. Auf die 

Interessen der deutschen Russlandpolitik wird hingegen deutlich weniger eingegangen, hier 

ist die Sequenz in der Süddeutschen zu nennen, in der ein mal erwähnt wird, dass die 

„Pipeline-Interessen [...] im Zweifel stärker [wiegen], als das Schicksal der Ukraine.“ 

(Süddeutsche Zeitung 05/14: 1, Seq. 20) 

Man ist sich also über die Energieabhängigkeit der Bundesregierung, beziehungsweise der 

gesamten EU durchaus bewusst, scheint diese jedoch nicht so gerne zu thematisieren. Ich 

gehe davon aus, dass die Interessen und Kritik an der Bundesregierung bewusst nur sehr 

selten thematisiert werden, damit die Kritik an Russland, wie sie in K1 beschrieben wurde 

nicht an Glaubwürdigkeit verliert. Dadurch wird dem Leser Russland als Feindbild 

präsentiert, die Handlungen der Bundesregierung nicht kritisch hinterfragt und es dem Leser 

quasi unmöglich gemacht die Sichtweise Russlands zu verstehen. In diesem Kontext sind 

auch die Erkenntnisse zu den beschlossenen Sanktionen der EU interessant. Natürlich sehen 

die Medien auch die Alternativlosigkeit zu den Sanktionen, die einen gewisse Machtlosigkeit 

der Bundesregierung aufzeigen. 
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„Soll aber darum auch schon Frieren für die Ukraine dem Westen zu viel sein? Sind 

ernsthafte Sanktionen undenkbar geworden? Suchen wir nach Argumenten, um nichts tun und 

nichts riskieren zu müssen? Mit dieser Frage im Kopf liest sich die gegenwärtige Lage 

besorgniserregend. Der Westen hat gegen die Annexion der Krim nicht mehr beschlossen als 

die mildesten Sanktionen, seit es Sanktionen gibt.“ (Zeit Online 10/2014: 1, Seq. 18) 

 

Wie noch gezeigt wird, sprechen sich die Wirtschaft und Russland sich gegen weitere 

Sanktionen aus, immer mit dem Hinweis, dass das Vertrauen zwischen den Partnern verloren 

geht, man sich voneinander entfernt statt annähert. Auch die Bundesregierung verteidigt die 

gewählte härte der Sanktionen gegenüber Polen und der USA. Das Zitat hingegen 

verdeutlicht, dass die Medien härtere Sanktionen durchaus begrüßen würden, mit dem Ziel 

Russland in die Knie zu zwingen.  

 

 

9. Fremdbeschreibung der Wirtschaft 
 

Als letzte Fremdbeschreibung habe ich verschiedene Vertreter der deutschen Wirtschaft 

ausgewählt. Ich musste im Laufe der Forschung feststellen, dass in den verschiedenen 

Interviews die Sanktionen gegen Russland zum zentralen Thema wurden, dies ist im nach 

hinein gesehen nicht weiter verwunderlich, da die deutsche Wirtschaft von diesen wohl am 

meisten betroffen ist. Zu erst werde ich somit auf die Erkenntnisse über die Sichtweisen auf 

die Sanktionen eingehen, anschließend gelang es mir jedoch darüber hinaus Rekonstruktionen 

zur Sichtweise auf die russische Politik und die sich daraus ergebenden Konsequenzen für die 

deutsche Russlandpolitik zu erzeugen. Abschließend soll noch auf weitere Aspekte der 

deutschen Russlandpolitik eingegangen werden, die nicht nur im Zusammenhang mit den 

Sanktionen stehen. 
 

9.1 K1 Sanktionen – Das ideal einer passiven Bundesregierung 
 
Es ist zugegeben keine große Überraschung, dass die Vertreter der Wirtschaft sich gegen die 

Sanktionen der EU und den Einsatz der Bundesregierung für diese aussprechen. Es ist 

hingegen überraschend wie deutlich dies getan wird und mit welchen Argumenten. Für die 

Wirtschaftsvertreter steht fest, dass die Sanktionen nicht für die aktuelle, schlechte 
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wirtschaftliche Lage Russlands verantwortlich sind. Vielmehr werden der fallende Ölpreis 

und weitere Faktoren angeführt, die Russland deutlich größere Probleme bereiten. Wenn 

jedoch die Sanktionen nicht der entscheidende Faktor sind, dann bleibt daraus nur die 

Schlussfolgerung zu ziehen, dass die Sanktionen wirkungslos sind.  

 

„Wir haben ja schon ein umfangreiches Sanktionspaket, Wirtschaftssanktionspaket, und ich 

wiederhole: Ich glaube nicht, dass die Sanktionen die erzielten Wirkungen erreichen 

werden.“ (Interview Cordes 12/2014: 1, Seq. 14)“ 

 

„Aber die Sanktionen, Herr Armbrüster, werden weder die russische Wirtschaft noch die 

russische Politik in die Knie zwingen. Das sind andere Einflussfaktoren, die hier wirken und 

die nicht primär mit den Sanktionen verbunden sind.“ (Interview Cordes 12/2014: 1, Seq. 

10)“ 

 

Ziel der beschlossenen Sanktionen ist aus Sicht der Wirtschaft, ein Einlenken Russlands in 

der Ukraine, also ein Kurswechsel der russischen Politik zu erzielen, der ein Ende des Krieges 

in der Ukraine zu Folge hat. Es ist dennoch beeindruckend wie deutlich Cordes die 

Sanktionspolitik der Bundesregierung kritisiert, vor allem wenn man in Betracht zieht, dass 

Cordes bis 2013 noch Teil des Präsidiums des Wirtschaftsrates der CDU war, also eine 

Unterstützung der Politik der Regierung durchaus verständlich wäre. Wenn die Sanktionen als 

wirkungslos angesehen werden, dann liegt die Forderung nah, dass diese wieder abgeschafft 

werden. Auch wenn die Wirtschaftsvertreter in ihren Aussagen hier nicht so deutlich waren, 

muss man doch erkennen, dass dies das logische Ziel der Kritik an den Sanktionen ist. Denn 

nicht nur die Wirkungslosigkeit gegen Russland wurde angeprangert, auch negative 

Auswirkungen für die deutsche Wirtschaft wurden prophezeit, jedoch werden nicht die 

direkten Auswirkungen der Sanktionen als Problem gesehen, sondern der Vertrauensverlust 

zwischen den Staaten. Aufgrund der Sanktionen entfernen sich Russland und Deutschland 

von einander, Handel zwischen den Staaten wird risikoreicher und Investoren werden 

misstrauischer gegenüber neuen Investitionen. Die Sanktionen werden also langwierige 

Folgen haben, deren Ausmaß man sich jetzt noch nicht bewusst ist.  

  

„Da gehen wir doch lieber gleich nach China, da sind wir auf der sicheren Seite und wissen, 

auch wenn die Qualität nicht so gut ist, die Lieferungen kommen und der Service steht. Das 
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ist etwas, was sich erst nach einer gewissen Zeit auswirken wird.“ (Interview Harms 07/2014: 

1, Seq. 8) 
 
Das von Harms angesprochene Szenario verdeutlicht einen weiteren Aspekt der negativen 

Auswirkungen, die Wettbewerbsfähigkeit. Die Sanktionen haben zur Folge, dass Deutschland 

in Zukunft auf dem russischen Markt seinen Einfluss verliert. Derartige, hypothetische, 

Szenarien transportieren natürlich die Nachricht, dass die Beziehungen zu Russland, schnellst 

möglich wieder zu stabilisieren und zu verbessern sind, um der deutschen Wohlfahrt nicht zu 

schaden. Dies wird aus Sicht der Wirtschaft eben nur erreicht wenn die Sanktionen abgebaut 

werden. 

Es machte sich ein Widerspruch im Laufe der Analyse bemerkbar.  
 
„Wissen Sie, die Bundesregierung handelt hier selbstverantwortlich und nicht etwa am 

Gängelband der Wirtschaft. Das ist ein Vorwurf, den ich, glaube ich, für die Bundesregierung 

nicht so stehen lassen kann“ (Interview Lindner 07/2014: 1, Seq. 10) 

 

„Nun, die Bundesrepublik Deutschland und die Regierung hat es bisher gut gemacht.“ 

(Interview Cordes 12/2014: 1, Seq. 17) 
 
Die Zitate betonen, dass die Wirtschaft hinter der Politik der Bundesregierung steht, deren 

Entscheidungen achtet und diese nicht durch die Ziele der Wirtschaft beeinflusst werden. 

Gleichzeitig werden die Sanktionen abgelehnt, als wirkungslos beschrieben und deren 

Rücknahme gefordert um eine Konfliktlösung in der Ukraine zu erreichen. Wie schon an 

anderer Stelle angesprochen, ist es fragwürdig welche Mittel dann der Bundesregierung noch 

bleiben um Druck auf Russland auszuüben. Ein militärischer Einsatz ist ausgeschlossen und 

es lässt sich auch nicht aus den Ergebnissen schließen, dass die Wirtschaftsvertreter diesen 

Kurs fordern würden. Wieder einmal verdeutlicht sich die Alternativlosigkeit. Die Wirtschaft 

ist jedoch davon überzeugt, dass die Bundesregierung sich durch die Sanktionen von 

Russland entfernt statt auf Russland zuzugehen. Die Bundesregierung sollte, so muss man 

daraus folgern, eine passivere Rolle im Konflikt einnehmen. Diese Rolle beschränke sich 

dann auf Gespräche und gutes Zureden. Russland hätte dann die Entscheidungsmacht ob es 

seine Truppen abzieht oder nicht, die Geschichte hat jedoch gezeigt, dass auch die geführten 

Gespräche kein Einlenken gebracht haben. Der deutschen Wirtschaft und dem Handel mit 

Russland würde es jedoch mit hoher Wahrscheinlichkeit nicht schaden. 
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9.2 K2 Russlands Verantwortung 
 
Auch wenn die Ablehnung der Sanktionen nicht sonderlich verwundern, sorgten die weiteren 

Analysen für mehr Überraschung. Die Wirtschaftsvertreter schreiben Russland eindeutig die 

Verantwortung für den Konflikt in der Ukraine zu und sehen in Russland den Aggressor. 

Dementsprechend wird auch eine Reaktion Russlands erwartet, die zu einer Konfliktlösung 

beiträgt. Russland ist also in der Position den Konflikt zu beenden aber handelt bewusst nicht. 

 

„Das ist auch unser Wunsch und das wird auch von uns sehr stark unterstützt und wir haben 

das auch heute erst noch mal in mehreren Medien gesagt, dass jetzt Russland am Zug ist, 

seine Möglichkeiten zu nutzen, auf die Separatisten einzuwirken und dieses Blutvergießen zu 

beenden.“ (Interview Lindner 07/2014: 1, Seq. 9) 

 

Es spricht für eine sehr einseitige Sichtweise des Konfliktes, wenn Russland in der Lage 

gesehen wird, dass „Blutvergießen zu beenden“. Dabei wird die Möglichkeit ausgeschlossen, 

dass der Krieg auch von Seite der Ukraine geführt wird und es zu einer Lösung mehr benötigt 

als ein ‚Machtwort’ Russlands. 

Weiter konnte erkannt werden, dass die Wirtschaft kein Vertrauen in Russland hat, da es 

Versprechen immer wieder gebrochen hat. Hierbei handelt es sich vor allem um die 

angekündigten Reformen im Land, in die viel Hoffnung gesetzt wurde jedoch keinerlei 

Umsetzung stattfand, so dass man sich von Russland getäuscht fühlt. Die Reformen tangieren 

die Wirtschaft natürlich besonders, da sie stabile und profitable Beziehungen für die 

Unternehmen versprechen. 

 

„Das zweite, was man aber auch sieht - und das hat der russische Wirtschaftsminister gestern 

oder vorgestern auch sehr deutlich gesagt - ist, dass es an Vertrauen mangelt in die 

Leistungskraft der russischen Wirtschaft. Russland hat bisher nicht die nötigen Reformen in 

seiner Wirtschaft durchgeführt, auf die wir eigentlich schon Jahre warten.“ (Interview 

Cordes 12/2014: 1, Seq. 7) 

  

Russlands Ökonomie befindet sich in keiner guten Lage momentan, international sieht die 

Wirtschaft Russland zunehmend isoliert, der entscheidende Punkt ist jedoch, dass Russland 

hierfür die Verantwortung selbst zugeschrieben wird. Interessant ist, dass in Bezug auf die 

Zeit vor dem Konflikt und wie es zu diesem kommen konnte nicht eingegangen wurde. Nur 
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bei Lindner lässt sich an einer Stelle Kritik herauslesen, der darauf hinweist, dass  es ein 

Fehler war die Ukraine vor eine entweder/oder Wahl zu stellen. Die Position der 

Bundesregierung wird im Grundsatz nicht hinterfragt und die Sichtweisen stimmen sichtbar 

überein. Die Wirtschaftsvertreter sind davon überzeugt, das Russland jetzt handeln muss, um 

eine Konfliktlösung zu erreichen. 

Abschließend lässt sich sagen, dass die Wirtschaft sich natürlich für die Interessen der 

Unternehmen einsetzt und das die Werte, die einerseits befürwortet werden auf der anderen 

Seite doch hinter den Interessen stehen. Im Interview mit Lindner wird deutlich, dass die 

Bundesregierung theoretisch die Möglichkeit hätte durch Sanktionen im Finanzsektor die 

russische Wirtschaft eher in die Knie zu zwingen, wenn die Grundwerte Frieden und Freiheit 

an erster Stelle stehen würden. 

 „Ich betone aber noch einmal: Das ist keine Position, die sich im Wesentlichen auf Profite 

und Gewinne richtet, natürlich auch, aber eben auch auf die Stabilisierung einer Gesellschaft 

wie Russland, die, wenn sie jetzt geschwächt wird oder gar, wie Sie vorhin gesagt haben, 

zerbrechen soll, dann wird das womöglich andere politische Konsequenzen haben und 

insgesamt teurer für uns sein als bisher.“ (Interview Lindner 07/2014: 1, Seq. 14) 

Lindner widerlegt sich selbst, wenn er davon spricht, dass es um Profite und Gewinne geht, 

aber im selben Satz noch eine Kosten-Nutzen Kalkulation aufstellt mit dem Ergebnis, dass es 

für Deutschland „insgesamt teurer“ sein wird als bisher. Der Wirtschaft ist also daran gelegen 

den Status Quo bei zu behalten und das bedeutet auch, dass sich im inneren Russlands besser 

nichts verändern sollte, da Unsicherheit und Instabilität die Geschäfte gefährden. Gleichzeitig 

spricht die Wirtschaft sich frei von einer Verantwortung, sich für eine wertebasierte Politik 

der Bundesregierung auszusprechen, da sie nur die Interessen der Unternehmer zu 

unterstützen hat. Eine Überzeugung, dass der Wirtschaft also ernsthaft an einer wertebasierten 

Politik gelegen ist, muss also ausgeschlossen werden. 

„Nun sind natürlich Unternehmer ... Sozusagen die Aufgabe der Unternehmer ist es nicht 

unbedingt, außenpolitische Probleme zu lösen.“ (Interview Harms 07/2014: 1, Seq. 10)“ 
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10. Zusammenfassung der Ergebnisse  
 
Wie die Ergebnisse gezeigt haben, konnten durchaus diverse Überzeugungen der deutschen 

Russlandpolitik innerhalb den verschiedenen Strukturen Kollektiven Handelns rekonstruiert 

werden. Deshalb werde ich diese, für einen besseren Überblick, noch einmal  

zusammenfassen.  

 

10.1 Die Bundesregierung ist der Überzeugung, dass... 
 

1.  Russland auch in Zukunft ein wichtiger Partner für die deutsche Sicherheitspolitik 

bleiben soll. 

 

2.  deutsche Sicherheitspolitik nach den Regeln der Bundesregierung gestaltet wird und 

Russland sich diesen Regeln anpassen muss. 

 

3.  die Einhaltung des internationalen Rechts höchste Priorität hat um die Werte Frieden 

und Freiheit garantieren zu können. 

 

4. die Versorgungssicherheit durch russisches Gas über dem Verfolgen einer effektiven 

Wertepolitik steht. 

 

5. die Partnerschaft mit Russland im Sinne der Ostpolitik in Zukunft  in gleicher Weise 

fortgeführt werden soll und diese keine Überarbeitung benötigt. 

 

6. sie die europäische Russlandpolitik maßgeblich gestalten kann und die europäischen 

Partner diesen Kurs legitimieren müssen. 

 

7. Russland mit der EU und der Bundesregierung zu kooperieren hat und nicht anders 

rum. 

 

8. Russlands Weltsicht vom Realismus geprägt ist, das Streben nach Macht oberste 

Priorität hat und somit eine unberechenbare Gefahr von Russland ausgeht. Gleichzeitig 

bedingt dies, dass Russland kein echtes Interesse an Kooperationen hat. 
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9. sie im Ukrainekonflikt eine Strategie im Sinne des Zivilmachtskonzeptes verfolgt. 

Diese Strategie jedoch eine gewisse Machtlosigkeit gegenüber Russland zur Folge hat. 

 

10. Russland ein Partner zweiter Ordnung ist und dies auch in Zukunft bleiben wird. 

 

 

10.2 Die russische Regierung ist der Überzeugung, dass... 
 

11. die deutsche Russlandpolitik von Arroganz gegenüber Russland geprägt ist und die 

bestehenden Verbindungen zwischen der Ukraine und Russland ignoriert 

 

12. Die Bundesregierung eine Marionette der USA ist, die eine Bedrohung für Russland 

darstellt, auch durch ihren großen Einfluss in der NATO. 

 

13. die Partnerschaft mit Deutschland besonders gut war und der Konflikt diese nicht 

beeinflusst, Partnerschaften jedoch rein interessenbasiert ausgestaltet sein sollten. 

 

14. Russland der starke Staat ist, dem der Westen nicht schaden kann. 

 

15. ihr ein Gestaltungsrecht in der Ukraine zusteht. 

 

 

10.3 Die Medien sind der Überzeugung, dass... 
 

16. der Bundesregierung keine Schuld an der Situation in der Ukraine zukommt und 

Russland an einer Eskalation der Lage gelegen ist. 

 

17. die Bundesregierung Angst vor einem russischen Imperialismus haben sollte. 

 

18. Die Bundesregierung ihre Beziehungen zu den USA überprüfen muss, und gegenüber 

den USA souveräner auftreten sollte, um ihrer Wertepolitik glauben zu schenken. 

 

19. Nur die NATO Sicherheit in Europa geben kann. 
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20. Die EU keine gemeinsame Russlandpolitik verfolgt und an ihrer Handlungsfähigkeit 

arbeiten muss. 

 

21. Die Bundesregierung immer noch als Zivilmacht gesehen wird, die jedoch die 

Möglichkeiten der Sanktionen, als Druckmittel, nicht ausnutzt. 

 

 

10.4 Die Vertreter der Wirtschaft sind davon überzeugt, dass... 
 

22. die Sanktionen wirkungslos sind, abgeschafft werden sollten und einen 

Vertrauensbruch zwischen den Staaten zur Folge haben, der die beiden Staaten in 

Zukunft immer weiter von einander entfernt. 

 

23. die Sanktionen der Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands in Russland schadet. 

 

24. Russland die Verantwortung am Konflikt trägt und Russland kein vertrauensvoller 

Partner ist. 

 

25. die bei der Russlandpolitik der Bundesregierung Interessen über Werten stehen und 

deshalb der Status Quo beibehalten werden sollte.  
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11. Selbstreflexion 
 

Da diese Bachelorarbeit mein erstes größeres Forschungsprojekt ist, bei dem ich den 

pragmatischen Forschungsrahmen und die Grounded Theory als Methode anwende, möchte 

ich nun über die Erfahrungen, und die Erkenntnisse sprechen, die ich im Laufe dieses 

Forschungsprojektes gemacht habe, gleichzeitig aber auch auf Probleme hinweisen, die diese 

Art der qualitativen Forschung hervorgebracht hat. Zu Beginn möchte ich feststellen, dass ich 

der Meinung bin, dass der Forschungsrahmen durchaus sinnvoll für neue Erkenntnisse in der 

Außenpolitik Forschung ist, dafür sprechen, denke ich, die vorangegangenen Befunde meiner 

Arbeit. Allerdings stellte sich zu Beginn der Forschung relativ schnell raus, dass es wichtig ist 

eine gewisse Routine im eigenen Vorgehen zu entwickeln und sich dabei stets an das 

angelegte System im Kodierbaum zu halten. Denn, eine der größten Herausforderungen war 

es meines Erachtens, den Überblick zu behalten. Die entwickelten Hypothesen wachsen 

schnell auf eine Vielzahl von Seiten an und besonders beim axialen Kodieren hatte ich des 

Öfteren das Gefühl, bereits entwickelte Hypothesen wieder vergessen zu haben, die dann in 

ähnlicher Weise mehrfach auftauchten oder sich in seltenen Fällen widersprachen. Darauf 

wurde ich erst aufmerksam, als ich die Kodierbäume ausdruckte und die Hypothesen 

versuchte mit einander zu vergleichen und weiter zu abstrahieren. Diesen Schritt musste ich 

also mehrere Male wiederholen, um einen genauen Überblick über die Konzepte zu erhalten 

und in welcher Relation dies zueinander stehen. Ich gehe davon aus, dass es ratsam ist für 

zukünftige Forschungsarbeiten bereits relativ schnell zu Beginn erste inhaltliche Sortierungen 

vorzunehmen, um kommende Hypothesen schneller abgleichen zu können.  

Eine weitere Schwierigkeit zu Beginn war es, die Sequenzen nicht nur zu paraphrasieren, 

sondern die Aussage hinter den Worten zu begreifen. Obwohl es geholfen hat, am Ende der 

Memos noch einmal die konkreten Hypothesen zu formulieren, gelang dies meiner Meinung 

nach trotzdem nicht immer so zufriedenstellend wie ich es mir gewünscht hätte. Es wurde mir 

jedoch auch bewusst, dass einige Sequenzen bereits so wichtige Aussagen transportieren, dass 

manchmal auch banal wirkende Folgerungen wichtige Erkenntnisse bringen können. 

Eine Erkenntnis über die ich mir im Laufe der Forschung bewusst wurde und die ich hier 

hervorheben möchte ist, dass man ein ‚Auge für das Detail’ trainieren muss. Darunter 

verstehe ich, dass sich in vielen Sequenzen gezeigt hat, dass die Sequenz als ganzes zwar eine 

Aussage transportiert, jedoch häufig einzelne Wörter die entscheidenden Indikatoren sind für 

aussagekräftige Hypothesen. Erst so gelingt es auf neue Sichtweisen und Überraschungen zu 

stoßen.  Auch wurde ich mir darüber bewusst welche wichtige Rolle das Vorwissen, dass man 
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in die Forschung mitbringt, spielt. Umso größer das Vorwissen, umso prägnanter lassen sich 

Hypothesen formulieren. Hierbei bin ich auch immer wieder an meine Grenzen gestoßen, da 

ich merkte, dass man bei fehlendem Vorwissen schneller dazu verleitet ist, Spekulationen 

aufzustellen, die sich nicht so einfach überprüfen lassen, beziehungsweise Aussagen aufgrund 

des fehlenden Vorwissens nicht weiter hinterfragt werden. Dies wurde mir besonders vor 

Augen geführt, wenn es um die Kooperationsangebote zwischen Russland und der EU ging, 

da beide Seiten behaupten, Kooperationsangebote gemacht zu haben.  

Einen großen Vorteil bei diesem Forschungsrahmen bietet der Einbezug der 

Fremdbeschreibungen in die Forschung. Die Aussagen der Bundesregierung brachten 

wichtige Ergebnisse hervor, jedoch konnte durch die Analyse der russischen Regierung erst 

festgestellt werden, wie diese auf die Politik der Bundesregierung reagiert und wie diese von 

der anderen Seite bewertet wird. Selbstverständlich wird die Bundesregierung stets versuchen 

ihre Politik durchweg positiv zu beschreiben. Erst durch Analyse der Fremdbeschreibungen 

konnte erkannt werden, was die Bundesregierung nicht anspricht, oder wo die Einschätzungen 

sichtbar auseinander gehen. Beispielsweise hat erst die Analyse der russischen Regierung 

gezeigt welche wichtige Rolle für Russland die NATO und besonders die USA für den 

Konflikt und auch für die deutsch-russischen Beziehungen spielt. Die Ergebnisse der 

Selbstbeschreibung hingegen zeigten, dass dies so gut wie nicht thematisiert wurde. Auch die 

weiteren Fremdbeschreibungen verhalfen zu wichtigen Perspektivwechseln und neuen 

Erkenntnissen, jedoch lässt sich meiner  Meinung nicht genau bestimmen wie groß der 

Einfluss der einzelnen SKHs im Endeffekt wirklich auf die Überzeugungen der 

Bundesregierung sind, da diese schlussendlich die Entscheidungsmacht über die 

Russlandpolitik hat. Eine Konsequenz dieser Methode, und hierbei handelt es sich nicht 

unbedingt um ein Problem, ist dass die Auswahl der Fremdbeschreibungen automatisch eine 

gewisse Richtung für die Forschung vorgibt. Die Auswahl stellt ja immer nur einen geringen 

Ausschnitt des Möglichen dar und die Vorauswahl bestimmt schon gewisse Schwerpunkte. In 

meinem Fall hätte ich zum Beispiel zusätzlich die Sichtweise NGOs auswählen können, die 

auf die Lage der Menschenrechte eingehen oder die Sichtweise weiterer europäischer Staaten 

auf die deutsche Russlandpolitik. Natürlich wären sehr wahrscheinlich die Theorien zur 

deutschen Russlandpolitik am Ende aussagekräftiger, jedoch lässt sich dies in 3 Monaten 

leider nicht realisieren und somit stellt diese Arbeit einen Beitrag zur Außenpolitikforschung 

dar, an der sich eine Menge weitere Fragen anschließen können. 
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12. Fazit und Ausblick 
 

Für das Fazit möchte ich noch einmal auf den Forschungsstand und die darin entwickelten 

Fragen über die Beschaffenheit der deutschen Russlandpolitik zurückgreifen und diese auf 

Basis der gewonnenen Erkenntnisse beantworten. Abschließend werde ich einen Ausblick 

geben welche Konsequenzen sich auch aus den neu gewonnenen Ergebnissen in Zukunft für 

die deutsche Russlandpolitik ergeben und die Frage beantworten wie es um die Partnerschaft 

der beiden Staaten heute bestellt ist. 

 

Beginnen möchte ich mit der Frage nach der Kultur der Zurückhaltung, die die deutsche 

Außenpolitik lange Zeit charakterisierte. 

Zwar spricht die Bundesregierung den internationalen Organisationen eine wichtige Rolle in 

ihrer Außenpolitik zu, aber gerade der Umgang mit der EU spricht gegen eine Kultur der 

Zurückhaltung im klassischen Verständnis. Dies wird deutlich wenn man in Betracht zieht, 

dass Deutschland nach dem zweiten Weltkrieg zu erst einmal die Rolle des Verlierers 

einnahm, die Einbindung in die Institution gaben Deutschland Sicherheit, aber auch den 

Partnern die Sicherheit, dass Deutschland so schnell keine Machtansprüche erheben wird. In 

Bezug auf die Russlandpolitik hat die Bundesregierung hier jedoch heute andere 

Vorstellungen. Die Bundesregierung hat eine sehr klare Vorstellung davon, wie mit Russland 

umgegangen werden soll und dabei werden die Partner nur bedingt mit einbezogen. 

Der Kurs wird maßgeblich von der Bundesregierung bestimmt und Deutschland möchte 

gestalten, die EU ist also nicht der Ort für Konsens und der Wille aller Staaten, sondern wird 

von der Bundesregierung genutzt um die eigenen Ziele zu erreichen. Dafür spricht auch, dass 

die Forderungen der Partner so gut wie keine Erwähnung in den Sprechakten der 

Bundesregierung fanden. Die wirtschaftliche Stärke spielt dabei sicherlich einen wichtige 

Rolle, da die anderen Länder teilweise momentan nicht in der Lage sind eine Führungsrolle 

zu übernehmen, teilweise Russlandpolitik jedoch auch für sie nicht oberste Priorität hat, 

beziehungsweise die Abhängigkeiten von Russland nicht so groß sind wie die der 

Bundesregierung. Gleiches zeigt sich im Umgang mit Russland, es scheint für die 

Bundesregierung eine Selbstverständlichkeit sich an den Verhandlungen im Ukraine-Konflikt 

zu beteiligen und Russland klar zu machen wie es sich zu verhalten hat. Gleichzeitig ist man 

sich bewusst, dass Russland auch in Zukunft benötigt wird um internationale Konflikte zu 

lösen, doch auch hier wurde deutlich, dass man mehr an der Stimme Russlands im 

Sicherheitsrat interessiert ist, als an dessen Meinung und Interessen. 
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Trotz dieses Selbstbewusstseins der Bundesregierung konnte festgestellt werden, dass die 

Russlandpolitik im speziellen Fall des Ukraine Konfliktes in einigen Punkten mit dem 

Zivilmachtskonzept übereinstimmt. Dafür sprechen der konsequente Ausschluss militärischer 

Gewalt, sowie der hohe Stellenwert des internationalen Rechts, der zu der Verabschiedung 

der Sanktionen führte. Die häufige Betonung, dass Russland ein wichtiger Partner für die 

Sicherheit in Europa ist, deutet darauf hin, dass die Bundesregierung ein Interesse hat, an 

einer Gestaltung eines zivilisierten Europas mitzuwirken. Gleichzeitig zeigte sich die 

Machtlosigkeit, die diese Politik zur Folge hat, da die Sanktionen bisher nicht die gewünschte 

Wirkung erzielen. 

Die Ostpolitik im Sinne Egon Bahrs wird für die Bundesregierung als gescheitert angesehen. 

Keine Annäherung an die demokratischen Werte wurde beobachtet, der Konflikt spricht für 

die Bundesregierung eher für eine Entfernung von diesen. Das machte nicht zuletzt der viel 

betonte Völkerrechtsbruch deutlich. Die Bundesregierung hält jedoch weiterhin an der 

Strategie und dem Ausbau des Handels mit Russland fest. Dies lässt natürlich die 

Glaubwürdigkeit einer wertebasierten Politik in Frage stellen, wenn man sich über das 

Scheitern der eigenen Strategie sogar bewusst ist. Schlussendlich profitiert die 

Bundesregierung natürlich vom Handel mit Russland und das auch, wenn Russland seinen 

aktuellen Kurs weiterverfolgt. Unter Einbezug der Fremdbeschreibungen konnte festgestellt 

werden, dass diese Glaubwürdigkeit außerdem durch die Beziehungen zu den USA 

beeinflusst wird. Zwar stellt die Bundesregierung heraus wie wichtig die Einhaltung des 

internationalen Rechts und die Werte Frieden und Freiheit sind, gleichzeitig wirkt ihre Kritik 

an Russland verlogen, wenn bei den westlichen Partnern Völkerrechtsbrüche folgenlos 

hingenommen wurden, oder sogar Unterstützung fanden. Die Frage nach den Gaslieferungen 

aus Russland konnte zusätzlich bekräftigen, dass die verfolgten Interessen der 

Bundesregierung am Ende über den Werten stehen. Diese These wird unterstützt, wenn man 

beachtet, dass aus den Fremdbeschreibungen ein Konsens darüber besteht, dass die 

Sanktionen Russland nicht beeinflussen werden, diese wenn dann nur eine symbolische 

Wirkung haben und durchaus schärfere Sanktionen verabschiedet werden könnten, sich die 

Bundesregierung jedoch dagegen ausspricht. Nicht zu vergessen, dass die Abhängigkeit von 

russischem Gas explizit Einfluss auf die Sanktionen hatten, laut Merkel. Weiter musste 

festgestellt werden, dass die Menschenrechtsverletzungen in Russland weder in der 

Selbstbeschreibung noch den Fremdbeschreibungen thematisiert wurden. Auch wenn es 

verständlich ist, dass der Konflikt die inneren Angelegenheiten in Russland in den 
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Hintergrund rücken lässt, spricht dies ebenso dafür, dass die Thematik für die 

Bundesregierung keine Priorität hat. 

Sehr deutliche Antworten ergeben sich auf Basis der Ergebnisse, auch auf die Frage der 

Augenhöhe im Umgang mit Russland. In der Selbstbeschreibung fanden sich mehrere 

Faktoren, die belegen, dass der Bundesregierung im Umgang mit Russland diese Augenhöhe 

bisher immer noch fehlt. Das macht sich erstens an dem belehrenden Ton deutlich, den die 

Bundesregierung wählt, wenn Russland adressiert wird, zweitens konnte rekonstruiert 

werden, dass die Bundesregierung immer die Spielregeln bestimmt, wenn 

Kooperationsangebote unterbreitet werden. Drittens gibt die Bundesregierung Russland sehr 

deutlich zu verstehen, dass die westlichen Partner höhere Priorität haben und sich an diesem 

Status auch nichts ändern wird. Russland muss sich damit abfinden, dass die Bundesregierung 

im Zweifel zu den USA halten wird. Viertens spielt die Wahrnehmung Russlands als 

aggressiver Realist ebenfalls eine wichtige Rolle bei der Frage nach der Augenhöhe, denn 

wenn die Bundesregierung Russland diese Eigenschaften zuschreibt, wird nicht mehr versucht 

die realen Anliegen und Probleme Russlands in der Ukraine und in Osteuropa versucht zu 

verstehen, sondern es wird generell ausgeschlossen, dass Russland noch gewollt ist mit dem 

Westen zu kooperieren. Dies wurde nicht auch zuletzt noch einmal verdeutlicht, wenn man 

beachtet, wie wenig von Seiten der Bundesregierung auf die Kritikpunkte Russlands 

eingegangen wurde. 

Gestützt wird die These zuletzt auch durch die Ergebnisse der Fremdbeschreibung Russlands. 

Russland äußert deutlich Kritik am Befehlston des Westens und erwartet nicht nur 

Forderungen sondern ebenfalls eine kritische Betrachtung der Vorgänge in der Ukraine. Die 

Verbindungen zwischen Russland und der Ukraine, die faschistischen Teile der neuen 

Regierung, sowie die oligarchischen Strukturen, geben ebenso Anlass für eine kritische 

Betrachtung der konsequent zugesicherten und schnellen Unterstützung der Bundesregierung 

in der Ukraine. 

Über die Sicht auf den zivilgesellschaftlichen Austausch zwischen den beiden Staaten und 

welche Bedeutung die Bundesregierung diesem zumisst, gab die Forschung leider weniger 

Aufschluss als zu Beginn erwartet. Es wurde zwar deutlich, dass die Bundesregierung (ins 

Besondere Steinmeier) im zivilgesellschaftlichen Austausch eine Relevanz erkennt, sich 

deshalb auch an diese wendet. Dahinter konnte die  Überzeugung rekonstruiert werden, dass 

die russische Regierung keine Zugeständnisse machen wird und deshalb nun der Versuch 

folgt, die russische Bevölkerung von den eigenen Überzeugungen zu überzeugen. Dies wird 

auch unter Einbezug der Fremdbeschreibung Russlands bestätigt, wenn man versteht, dass 
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Russland nur an interessenbasierten Partnerschaften interessiert ist und sich auch in Zukunft 

nicht in innerpolitisches reinreden lässt. 

Was hingegen im Verlauf der Forschung festgestellt werden musste, ist die Tatsache, dass 

konkrete Programme, die über die bestehenden Austauschprogramme der Universität 

hinausgehen fehlen. In der Rede Steinmeiers an der Ural Federal University, Jekaterinburg 

wurde deutlich, dass der aktuelle Konflikt der Bundesregierung erst die Dringlichkeit an 

diesen Projekten zu arbeiten vor Augen führte und trotz den langjährigen Partnerschaften 

scheinbar sehr wenig in diesen Bereichen bisher passierte. Die „Nicht-thematisierung“ der 

Kanzlerin lässt zusätzlich die Interpretation zu, dass die Zivilgesellschaft keine große 

Relevanz in ihrer Russlandpolitik aufweist. 

 

12.1 Ausblick 
 

Auf Basis dieser Ergebnisse lässt sich zusammenfassend sagen, dass die Partnerschaft der 

beiden Staaten sich durchaus in einer Krise befindet. Dafür spricht die Tatsache, dass die 

Staaten bis heute sehr unterschiedliche Vorstellungen davon haben, wie diese Partnerschaft 

ausgestaltet sein soll. Außerdem fehlt den Partnern das gegenseitige Vertrauen. Der 

Völkerrechtsbruch prägte ein Russlandbild der Bundesregierung, das von Angst geprägt ist, 

statt von Vertrauen und auch Russland sieht sich stets vom Westen bedroht. Die Beziehungen 

und die bestehenden Partnerschaftsabkommen sind auf ein Minimum reduziert und eine 

Annäherung wird nicht von heute auf morgen geschehen. 

Wie gezeigt wurde stellt die NATO für Russland eines der Hauptprobleme dar, 

beziehungsweise die USA die in den Augen Russlands ihre Partner dirigiert. Auch die Medien 

haben beschrieben, welche Legitimationsprobleme sich aus dem blinden Vertrauen in die 

USA in den letzten Jahren ergeben. Die Bundesregierung sollte Russland verdeutlichen, dass 

sie nicht die beschriebene Marionette der USA ist, sondern ihre eigenen Werte und Interessen 

vertritt. Dafür ist die klare Absage der Regierung, die Ukraine in die NATO aufzunehmen ein 

wichtiger Schritt. Diese Abgrenzungen von den USA sollten jedoch bis heute auch 

konsequent weiter geführt werden. Die Überzeugung, dass der Konflikt nicht militärisch 

gelöst werden kann bleibt nur glaubwürdig, wenn geplante Waffenlieferungen der USA in die 

Ukraine von der Regierung deutlich verurteilt werden und keine Beteiligung daran stattfindet. 

Die USA und der Westen haben sich in Russland als Feindbild etabliert, für eine gute 

Partnerschaft, auch zwischen Deutschland und Russland, ist es wichtig diese zu überwinden. 

Die Ergebnisse zeigen, dass hierfür zivilgesellschaftliche Projekte wichtig sind und die 
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Bundesregierung davon überzeugt ist, dass mit Hilfe dieser Projekte diese Feindbilder in der 

russischen Gesellschaft überwunden werden können, besonders auch vor dem Hintergrund, 

dass die Fronten auf Regierungsebene verhärtet sind. Um das Potential solcher Projekte zu 

nutzen müssen diese bei der Bundesregierung eine höhere Priorität einnehmen und die 

Vorschläge auch umgesetzt werden. Das bedeutet aber auch, dass die nötigen Gelder dafür 

bereit gestellt werden müssen. Außerdem wirkt es paradox, die Relevanz der 

Zivilgesellschaften hervor zu heben, gleichzeitig jedoch die Plattformen, die diesem Ziel 

dienen sollen auszusetzen. Daher ist es der richtige Schritt den Petersburger Dialog 

fortzusetzen, mehr noch sollte sich die Zusammenarbeit intensivieren und weitere Plattformen 

des Austausches entstehen.  

Die Wirtschaftsbeziehungen mit Russland scheinen von beiden Seiten weiterhin die 

wenigsten Probleme zu bereiten, es gibt keinen Zweifel, dass Russland Interesse daran hat 

diese weiter auszubauen. Dieses Interesse sollte die Bundesregierung wiederum für ihre 

Wertepolitik nutzen. Wie gezeigt wurde hat sich das bloße Hoffen auf einen demokratischen 

Wandel in Russland nicht erfüllt, daraus sollte die Bundesregierung lernen. 

Annäherungsversuche der EU und der EAWU sollten nur gemacht werden, wenn Russland 

Reformen nachweißlich umgesetzt hat. Gleiches gilt für die Sanktionen, betrachtet man die 

Ergebnisse aller Fremdbeschreibungen, wurde deutlich, dass die aktuellen Sanktionen ihre 

ausgemachten Ziele nicht erreichen werden, dennoch befürworten die Medien und auch die 

Wirtschaft, die Verurteilung des Vorgehens Russlands. Für eine Wiederherstellung des 

Vertrauens sollte die Bundesregierung also daran arbeiten, die Sanktionen abzubauen. Eine 

sofortige Rücknahme wäre jedoch ebenso bedenklich für die bisher propagierten Werte, ein 

Abbau sollte immer einen erkennbaren Schritt Russlands als Bedingung haben. Gleichzeitig 

helfen die Sanktionen aktuell der russischen Regierung die eigene Politik zu legitimieren und 

das Bild des starken Staates zu verteidigen und sind somit eher kontraproduktiv.  

 Wichtig ist jedoch zuerst, dass die EU sich in Fragen der Russlandpolitik einig über den 

gemeinsamen Kurs wird. Der stetige Einsatz der Bundesregierung ist zwar zu loben, jedoch 

sollten sich die Meinungen der einzelnen Mitglieder auch in den Überlegungen wieder finden, 

wenn die Bundesregierung stellvertretend für die gesamte EU auftritt. Denn nur wenn die 

Russlandpolitik von allen Mitgliedern unterstützt wird, tritt die EU in der geforderten 

Geschlossenheit der Kanzlerin auf. Der aktuelle Kurs Griechenlands, sich trotz der 

Sanktionen um neue Energieabkommen mit Russland zu bemühen signalisiert, dass der 

gewünschte Kurs der Bundesregierung bisher nicht von allen Mitgliedern gleich getragen 

wird und es folglich auch für Russland keine Notwendigkeit gibt die Forderungen der EU 
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umzusetzen. Bei Lösungen der internen Probleme der EU, wie die Schuldenfrage sollte also 

das Gesamtbild der EU gesehen werden und nicht kurzfristig die eigenen Vorteile gesucht 

werden. 

Für eine Neuausrichtung der Partnerschaft ist jedoch auch wichtig, dass die Bundesregierung 

sich dafür einsetzt, ein neues Russlandbild zu vermitteln. Ein Bild, dass Russland nicht als 

unberechenbaren Imperialisten darstellt, das ein Streben nach Macht zu Lasten jeglicher 

Kooperationen verfolgt. Vielmehr sollte die Bundesregierung sich auf die aktuelle Lage in der 

Ukraine konzentrieren, die Aussagen Putins ernst nehmen und die eigenen Handlungen in der 

Ukraine kritisch hinterfragen. Dabei ist es legitim den Völkerrechtsbruch Russlands zu 

kritisieren, Putins Kritik am Westen wird jedoch nur dann der Nährboden geraubt, wenn die 

Bundesregierung die gleichen Wertevorstellungen auch konsequent gegenüber der 

ukrainischen Seite vertritt. Gleichzeitig sollte es die Aufgabe der Medien sein, daran zu 

arbeiten, dass Russland nicht auf Putin und dieser auf einen „aggressiven Autokraten“ 

reduziert wird. Die Diversität Russlands, die verschiedenen Meinungen der Opposition, 

gesellschaftliche Tendenzen und Prozesse und ebenso alternative Sichtweisen auf den 

Konflikt, sollten abgebildet werden, um Vorurteile und einseitige Sichtweisen in der 

Gesellschaft und in der Russlandpolitik zu überwinden. 

 Zum Abschluss möchte ich noch auf die Sicherheitspolitik der Bundesregierung zu sprechen 

kommen, denn auch hier hat sich gezeigt, dass die Überzeugungen der beiden Staaten nur 

wenig Überschneidungen zeigen. Es zeigte sich, dass die Ziele der Bundesregierung nicht mit 

Russlands Zielen übereinstimmen und man von Russland hauptsächlich eine Kooperation im 

Sicherheitsrat erwartet um die eigenen Sicherheitsziele zu erreichen. Für Russland hingegen 

stellt die NATO keine Sicherheit sondern eine Bedrohung dar. Für eine effektive 

Zusammenarbeit muss auch hier Russland das Feindbild überwinden und die NATO nicht 

länger als Bedrohung sehen. Die angesprochenen Raketenstationierungen sind hierbei ein 

wichtiger Punkt. Anstelle Amerikanischer Raketen auf europäischem Boden, sollte die EU ihr 

eigenes Sicherheitspotenzial ausbauen und sich nicht auf die militärische Stärke der USA 

verlassen. Das bedeutet auch, dass die Partner der EU bereit sein müssen in die 

Sicherheitspolitik zu investieren. Die militärische Kooperation mit Russland  sollte 

zunehmend vertieft werden, jedoch nur gemeinsame Ziele ausgemacht werden, die auch von 

beiden Seiten mitgetragen werden. Die Vorstellung eines Wirtschaftsraumes von Lissabon bis 

Wladiwostok könnte dann ebenso gut auf eine militärische Zusammenarbeit ausgeweitet 

werden. Kooperation würde in erster Linie zwischen der EU und Russland stattfinden, die 

USA könnten in globalen Fragen ebenfalls miteinbezogen werden, sie wären jedoch für 
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Russland nicht mehr so omnipräsent in Europa. Der Europarat könnte dafür den 

institutionellen Rahmen darstellen, bräuchte jedoch eine klarere Zielsetzung und sollte 

Russland sein Stimmrecht wieder geben. Denn umso mehr Verbindungen zu Russland 

abgeschnitten werden, umso schwieriger wird es werden diese in Zukunft wieder auf zu 

bauen. Der erneute Vertrauensaufbau zwischen der G7 und Russland wird schon eine sehr 

große Herausforderung darstellen. 

Es lässt sich nicht bestreiten, dass die deutsche Russlandpolitik neue Ansätze braucht und die 

Einsicht der Regierung darüber, welche bisherigen Strategien als gescheitert eingestuft 

werden müssen, wenn man die Partnerschaft erneut mit Leben füllen möchte. Gleichzeitig 

muss die Bundesregierung Russlands Aussagen ernst nehmen und bei zukünftigen 

Partnerschaften unterscheiden können zwischen Partnerschaften an denen Russland wirklich 

interessiert ist und Partnerschaften bei denen die Bundesregierung sich eine Beteiligung 

Russlands wünschen würde. 

Bedingung bei allen diesen Überlegungen bleibt, dass die Bemühungen von Russland 

erwidert werden und das ausgesprochene Interesse an Kooperationen auch in entsprechenden 

Taten umsetzt. Davon muss die Bundesregierung ausgehen, final liegt die Entscheidung 

jedoch in den Händen Russlands. 
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